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Geopolitische  
Machtverschiebungen  
im Balkanraum 
 
 
Mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine wird sich die euro-
päische und atlantische Sicherheitsarchitektur grundlegend verändern. 
Die Konfrontation mit Russland und die Notwendigkeit, Sicherheit und 
Stabilität in Gesamteuropa zu erreichen, bleiben auf absehbare Zeit 
bestimmend und werden eine entsprechende Anpassung erfordern. Die 
mit der neuen Lage verbundenen Machtverschiebungen zeigen sich ins-
besondere auf dem Balkan, wo China und Russland in den vergangenen 
Jahren immer wieder Einfluss genommen haben, um aus dem unbefrie-
digenden – und zuweilen unbefriedeten – Status quo Nutzen zu ziehen. 
 
 
 
Die Studie analysiert die gegenwärtigen Machtverschiebungen auf dem 
Balkan und versucht, die notwendigen Schritte für die Verwirklichung von 
demokratischen Standards und selbsttragender Stabilität als Voraussetzung 
für die weitere Aufnahme der Staaten des Westbalkans in die euro-atlan-
tischen Strukturen zu identifizieren. Die Frage nach der künftigen Haltung 
der Vereinigten Staaten und der Europäischen Union sowie konkrete Hand-
lungsempfehlungen für die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik stehen 
dabei im Vordergrund. 
  

Die Studie analysiert  
die Machtverschiebungen  
auf dem Balkan in  
ihren geopolitischen  
Auswirkungen. 
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Abbildung 1: Welche Staaten gehören zum Balkan? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Slowenien wird geographisch nur zu einem kleinen Teil dem Balkan zugerechnet. 
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Der russische Krieg gegen die Ukraine hat auch die Lage auf dem Balkan 
stärker verändert, als dies heute in die öffentliche Wahrnehmung vorge-
drungen ist. Der Westbalkangipfel der Europäischen Union vom 6. Dezem-
ber 2022 hat in der Erklärung von Tirana1 den inneren Zusammenhang 
zwischen dem russischen Angriffskrieg und der von Russland ausgehenden 
Gefährdung des Friedens und der Sicherheit von Europa sowie dem Be-
kenntnis zur Perspektive einer Mitgliedschaft des Westbalkans in der Euro-
päischen Union betont. 
 
Bundeskanzler Olaf Scholz hat diesen Zusammenhang in dem ihm eigenen 
pragmatischen Understatement ohne diplomatische Umschweife in klaren 
Worten zum Ausdruck gebracht: „Der Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine zwingt uns dazu, zusammenzustehen und Europas Freiheit zu ver-
teidigen.“2 
 
Das in Tirana geschmiedete Hilfspaket für die Staaten des Westbalkans sieht 
eine Energiehilfe der Europäischen Union in Höhe von 1 Milliarde Euro und 
Investitionen in Höhe von 2,5 Milliarden Euro vor. Es soll den Partnern im 
Westbalkan ermöglichen, die verschärften Auswirkungen der durch den rus-
sischen Krieg ausgelösten Energiekrise abzumildern. Wenn jetzt wiederholt 
von einer Beschleunigung des politischen und strategischen Engagements 
der Europäischen Union mit Blick auf den Westbalkan die Rede ist, dann ist 
dies ganz wesentlich auch den dramatischen geostrategischen Umbrüchen 
des Jahres 2022 geschuldet, eines Umbruchs, der in seinen Konsequenzen 
in der Region selbst schärfer und existenzieller wahrgenommen wird, als 
dies bisweilen in einigen der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union der 
Fall ist. 
 
Die russische Invasion in der Ukraine hat zudem auch gezeigt, wie notwen-
dig eine hinreichende militärische Absicherung instabiler Zustände ist und 
wie leicht fragile oder ungeschützte Situationen von Aggressoren ausge-
nutzt werden können. Russlands Rolle in Europa muss vor dem Hintergrund 
der Ereignisse des Jahres 2022 grundlegend neu bewertet werden. Dies hat 
insbesondere auch Rückwirkungen für die Nordatlantische Allianz und das 
amerikanische Engagement in und für Europa. 
 
Auf dem Balkan hatten die Vereinigten Staaten von Nordamerika vor nun-
mehr fast 30 Jahren Führungsstärke und Einsatz gezeigt, nachdem die zu-
nächst auf sich gestellten Europäer sich als unfähig erwiesen hatten, den 

Einleitung und Fragestellung 

Russlands Angriff auf  
die Ukraine hat auch die  
Lage auf dem Balkan  
grundlegend verändert. 
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verlorenen Frieden wiederherzustellen. Die mit den Machtverschiebungen 
verbundene Neupositionierung der Staaten in der Region bezieht sich des-
halb insbesondere auf das Verhältnis zu den Vereinigten Staaten und zu 
Russland, das schon seit Jahren Einfluss auf lokale oder regionale Matado-
ren – wie den Präsidenten der Republika Srpska, Milorad Dodik, – dazu 
nutzt, um Konflikte zu eskalieren und Unruhe in die gesamte Region zu tra-
gen. Es kommt deshalb nicht von ungefähr, dass von allen geopolitischen 
Spielern in der Region am meisten Serbien von den Umbrüchen in seinen 
Positionierungen betroffen ist und sich veranlasst sieht, sein Verhältnis 
zum Westen neu zu bestimmen. 
 
Zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser Studie, am 28. Februar 2023, haben 
der serbische Präsident Aleksandar Vucic und der kosovarische Premier-
minister Albin Kurti einem vom EU-Chefdiplomaten Josep Borrell vermittel-
ten Elf-Punkte-Plan zugestimmt, der ein Bekenntnis zur friedlichen Streit-
beilegung sowie die Versicherung enthält, die jeweils andere Seite nicht am 
Beitritt zu internationalen Organisationen zu hindern.3 Weithin ist das zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt allerdings noch nicht unterzeichnete Abkommen 
als diplomatischer Durchbruch und Meilenstein auf dem Weg zur Normali-
sierung bezeichnet worden. Albin Kurti wurde mit den Worten zitiert, dass 
das Abkommen „die Gleichheit zwischen den Parteien, die Symmetrie und 
die gute Nachbarschaft“ zwischen den Parteien herstelle.4 
 
Noch am 31. Juli 2022 hatte sich der serbische Präsident Aleksandar Vucic 
mit den Worten vernehmen lassen: „We have never been in a more difficult, 
complicated situation than today“.5 Mit dem Gesuch an den Kommandan-
ten der NATO-geführten KFOR-Truppe, auf der Grundlage der VN-Sicherheits-
ratsresolution 1244 (1999) die serbische Armee ins Kosovo einrücken zu 
lassen, wurde zunächst eine weitere Eskalationsstufe im Machtpoker um das 
Kosovo eingeleitet, der die Zerbrechlichkeit des gegenwärtigen Zustands 
auf der Grundlage des im Jahr 2013 von der Europäischen Union vermittel-
ten Abkommens zwischen Belgrad und Pristina dokumentiert und leicht zu 
einer weiteren Eskalation hätte führen können.6 
 
Die Spannungen zwischen seinem Land und dem Kosovo hatten sich im 
zurückliegenden Sommer 2022, am Vorabend des Inkrafttretens neuer Ein-
reisebestimmungen, zugespitzt. Den Anlass hatte dabei die Entscheidung der 
kosovarischen Behörden gegeben, an den Grenzübergängen keine serbi-
schen Dokumente mehr anzuerkennen. Serbische Nummernschilder sollten 
im Kosovo gar nicht mehr, serbische Ausweisdokumente nur in Verbindung 
mit einem kosovarischen Zusatzdokument gültig sein. Angehörige der im 
Norden des Kosovo angesiedelten serbischen Minderheit hatten daraufhin 
Straßenblockaden errichtet. Nach Angaben der Polizei in Pristina war es 

Serbien muss sein  
Verhältnis zum Westen  

neu bestimmen. 
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vereinzelt zum Schusswaffengebrauch gekommen. Als offizielle Begründung 
für die Verwaltungsvorschrift wurde von Seiten der Behörden des Kosovo 
angeführt, dass es sich um eine Gegenmaßnahme handele, weil auch koso-
varische Bürger schon seit längerem ein provisorisches Ausweisdokument 
bei der Einreise vorlegen mussten, da kosovarische Pässe von Serbien nicht 
anerkannt sind. 
 
Bis heute verweigert Serbien – wie eine ganze Reihe von anderen Staaten – 
dem Kosovo, das 2008 seine Unabhängigkeit erklärte, die Anerkennung. 
Die Nummernschildepisode vom vergangenen Juli 2022 zeigt in ihrer inne-
ren Dynamik, wie schnell scheinbar zweitrangige Fragen ausreichen, um 
auf breiter Front Emotionen zu schüren, und wie schnell aus einer begrenz-
ten nationalen Streitfrage ein internationales Problem erwachsen kann. Die 
jetzt erzielte Einigung zwischen Serbien und Kosovo auf der Grundlage des 
EU-Friedensplans darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Spannungen 
und grundlegenden Kontroversfragen noch nicht dauerhaft aufgelöst und 
Rückschläge nicht ausgeschlossen sind. Mit den jüngsten Zugeständnissen 
steigt deshalb auch die Wahrscheinlichkeit, dass Serbien machtpolitische 
Kompensationen in Bosnien-Herzegowina vornimmt. 
 
Auch im Nachbarland Bosnien-Herzegowina war es im vergangenen Sommer 
immer wieder zu Massendemonstrationen des bosnischen Bevölkerungsteils 
gekommen, nachdem Pläne des Hohen Repräsentanten der Internationalen 
Gemeinschaft bekannt geworden waren, die Entsendemodalitäten für Dele-
gierte in das „Haus der Völker“, eine der beiden Kammern des Abgeord-
netenhauses, zu verändern. Die dann im Oktober auf Grund eines Dekrets 
des Hohen Repräsentanten vollzogene Änderung sieht vor, dass aus den 
föderativen Einheiten, in denen weniger als 3 Prozent der Mitglieder einer 
der anerkannten ethnischen Gruppen leben, künftig kein Vertreter dieser 
Gruppe mehr in das „Haus der Völker“ entsandt werden kann. Diese Ände-
rungen wirken einer massiven Aushöhlung einer Repräsentation nach demo-
kratischem Grundsatz durch eine Privilegierung von ethnischen Minder-
heiten (anhand einer überproportionalen Vertretung) entgegen und stärken 
die stark erschütterte Legitimation der Vertretungsorgane. 
 
Mit dieser Verordnung hat der Hohe Repräsentant eine seit Jahren andau-
ernde politische Blockade des Parlaments durch die HDZ (Partei Kroatische 
demokratische Gemeinschaft Bosnien und Herzegowinas), die sich im 
„Haus der Völker“ unzureichend repräsentiert fühlt, aufgelöst. Die Lage 
in Bosnien ist mit Blick auf den gesamten Balkan die instabilste, weil hier 
die Defizite aller unvollkommenen Ordnungsversuche und der politische 
Kampf und die Interessen ganz unterschiedlicher Spieler besonders ausge-
prägt sind. Die Föderation trägt alle Züge eines politischen Kompromisses 

Die Spannungen im  
Kosovo bleiben,  
trotz Einigung auf  
den Friedensplan. 
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der über zwanzig Jahre zurückliegenden Vereinbarung von Dayton, deren 
prekäres Gleichgewicht keine dauerhafte Stabilität gewährleisten kann. Mit 
dem Antritt von Christian Schmidt als Hohem Repräsentanten hat die Staa-
tengemeinschaft ihren Gestaltungsanspruch bekräftigt und ist durch die 
Rückkehr zu einer aktiveren Politik derzeit dabei, Versäumnisse der Ver-
gangenheit zu korrigieren und die Grundlagen für ein glaubwürdiges Wahl-
system zu liefern. 
 
In Montenegro wird gegenwärtig die politische Landschaft nach 30 Jahren 
der postjugoslawischen Verkrustung unter Milo Djukanovic neu justiert, 
und es besteht die Aussicht auf eine grundlegende Neuordnung und echte 
Demokratisierung des Landes. Auch die innenpolitischen Entwicklungen in 
Montenegro haben in den zurückliegenden Jahren wiederholt eine Anfällig-
keit und ein Potenzial für Entwicklungen gezeigt, die von extremen Kräften 
bewusst zur Eskalation genutzt wurden und eine latente Gewaltbereitschaft 
bestätigt haben. Der Kirchenstreit in Montenegro zwischen der serbisch-
orthodoxen Kirche und dem Befürworter einer eigenen montenegrinischen 
Kirche war im September 2021 eskaliert. Bei der Einsetzung des serbisch-
orthodoxen Bischofs war es zu orchestrierten Gewalt-Krawallen gekommen. 
Am 9. Mai 2022 verkündete der Patriarch von Konstantinopel, Bartholo-
maios I., der bereits im Januar 2019 die Eigenständigkeit der Ukrainisch-
Orthodoxen Kirche anerkannt hatte, die Rückkehr der mazedonischen Kir-
che in die Orthodoxie. Das Einlenken der serbischen Kirche zur Schaffung 
einer eigenen Kirche in Nordmazedonien ist zugleich auch ein wichtiges 
politisches Signal. Sie muss aber keine Präzedenzwirkung für den noch 
anhaltenden Kirchenstreit in Montenegro mit sich bringen, wo sich eine 
nationale Kirche vom serbischen Patriarchat abgespalten hat. 
 
Zu den Charakteristika der Entwicklungen im Balkanraum zählen neben der 
erhöhten Gewaltbereitschaft und der damit verbundenen Eskalation von 
punktuellen Ereignissen die Verbindung von religiösen und ethnischen Fra-
gen mit der Zustimmung zu staatlichen Autoritäten. Immer wieder kommt 
es dazu, dass das Gewaltmonopol des Staates infrage gestellt wird. Diese 
Konstellation bringt es mit sich, dass auch insbesondere externe Kräfte aus 
interessengeleitetem Kalkül die sich zuspitzenden Situationen weiter an-
heizen und daraus Profit ziehen möchten. 
 
All diese Ereignisse unterstreichen – zusammengenommen – die Anfällig-
keit der unter dem Begriff „Westbalkan“ zusammengefassten Staatengruppe 
für innenpolitisch begünstigte destabilisierende Entwicklungen, die jederzeit 
leicht in innerstaatliche Gewalt umschlagen können, und sie erklären das 
überragende Interesse der Staatengemeinschaft an Sicherheit und Stabili-
tät für den Balkanraum. Denn im Westbalkan kreuzen sich unterschiedliche 

Montenegro hat  
die Chance auf  

Neuordnung und echte  
Demokratisierung. 
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Einflusslinien. Die durch die russische Invasion in der Ukraine hervorgeru-
fenen Machtverschiebungen hat das Power Play der Großmächte im Balkan 
noch sichtbarer gemacht. Hierauf muss auch die Beitritts- und Assoziations-
strategie der Europäischen Union reagieren. 
 
Krisen sind in der Geschichte seit jeher große Beschleuniger von Konsolidie-
rungs- oder Zerfallsprozessen gewesen. Die Implosion des kommunistischen 
Regimes hat im Jahr 1989 in Ostmittel- und Südosteuropa die territoriale 
Neuordnung katalysiert und den Zerfall Jugoslawiens in einem blutigen 
Bürgerkrieg beschleunigt. Nicht weniger dramatisch und grundlegend wird 
der vom russischen Präsidenten Vladimir Putin am 24. Februar 2022 aus-
gelöste Angriffskrieg auf die Ukraine die europäische Ordnung verändern. 
Mit dem russischen Einmarsch in die Ukraine hat sich Europas strategische 
Lage fundamental gewandelt. Die von den Umbrüchen 1989/90 übrig 
gebliebenen Ordnungsprobleme auf den Balkan stellen sich damit auf be-
sonders drängende Weise. Die Europäische Union hat die veränderte geo-
politische Lage im Strategischen Kompass, der im März 2022 angenommen 
wurde, ausdrücklich anerkannt: „Russlands Angriffskrieg bedeutet eine tek-
tonische Verschiebung in der Geschichte Europas.“7 
 
Zugleich leiten die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union 
daraus zutreffend Folgerungen ab, die insbesondere für die Balkanstaaten 
unmittelbare Auswirkungen haben. „Eine stärkere und fähigere EU im 
Bereich Sicherheit und Verteidigung wird einen positiven Beitrag zur globa-
len und transatlantischen Sicherheit leisten und bildet eine Ergänzung zur 
NATO, die für ihre Mitglieder das Fundament der kollektiven Verteidigung 
bleibt. […] Die europäische Sicherheit ist unteilbar, und jede Anfechtung 
der europäischen Sicherheitsordnung beeinträchtigt die Sicherheit der EU 
und ihrer Mitgliedstaaten.“8 
 
  

Die gegenwärtige  
Krise wird zu einer  
Neuordnung  
Europas führen. 
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Abbildung 2: Welche Balkan-Staaten sind in der NATO? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Council on Foreign Relations 
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Das Bekenntnis zur Unteilbarkeit der europäischen Sicherheit bildet den 
Angelpunkt und Anspruchsrahmen für die Lösung der Sicherheitsfragen auf 
dem Balkan. Die Gesamtsicherheitslage präsentiert sich heute in keinem 
günstigen Licht. Auf dem westlichen Balkan haben sich die sicherheitspoli-
tischen Krisen in den beiden zurückliegenden Jahren deutlich verstärkt. Ser-
biens politische Orientierung ist durch die von Putin ausgelöste tektonische 
Verschiebung in ihrer politischen Bedeutung zur europäischen Schlüssel-
frage geworden. Die Situation in Bosnien-Herzegowina bleibt vor diesem 
Hintergrund ein zentrales Problem, weil noch immer das aus drei Teilen 
zusammengesetzte Gebilde an internationaler Steuerung hängt und so ein 
gutes Stück entfernt von selbsttragender Stabilität ist. 
 
Der Hohe Repräsentant Christian Schmidt hat bereits in seinem Bericht an 
den UN-Sicherheitsrat im Oktober 2021 festgehalten, dass die Lage des 
Landes so kritisch wie noch nie seit Ende des Krieges gewesen sei.9 Die 
Führung der Republika Srpska hatte wiederholt angekündigt, sich aus den 
gesamtstaatlichen Institutionen zurückziehen und eigene Streitkräfte auf-
stellen zu wollen.10 Die Verharmlosung von Völkermord und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit oder die Glorifizierung von Kriegsverbrechern 
zeigen trotz eines vom Hohen Repräsentanten verschärften Strafrechts, wie 
wenig verheilt die Wunden des Krieges sind. Nach Jahren des politischen 
Stillstands droht Bosnien-Herzegowina heute auseinanderzufallen. Die von 
außen geförderten Fliehkräfte haben das Land an den Rand des Zusammen-
bruchs geführt. 
 
Hinter dem Dayton-Abkommen (1995) stand der an sich plausible Plan, das 
Land in zwei Teile mit Sarajewo als ungeteilter Hauptstadt in einem kom-
plizierten politischen Regelwerk aufzuteilen und zugleich den Weg zu demo-
kratischer Konsolidierung aufzuzeigen. Dem Vertragswerk von Dayton lag die 
Annahme zugrunde, dass sich die drei bestimmenden ethnischen Gruppen 
durch ein auf Ausgleich bedachtes System mit einer überproportionalen 
Repräsentation von lokalen und regionalen Minderheiten in einen gemein-
samen Staat integrieren lassen. 
 
Dieser Plan ist nicht aufgegangen. Dies liegt einmal an den von regionalen 
nationalen Mehrheitsverhältnissen abstrahierenden Strukturen von Dayton 
und zu anderen an der integrationsfeindlichen Interessensverfolgung we-
sentlicher politischer Kräfte. Hinzu kommt, dass die Rückbindung einzelner 
Bevölkerungsteile an Nachbarstaaten (Serbien und das den Zugang zur EU-
Freizügigkeit vermittelnde Kroatien) sowie die internationale Präsenz dem 
„Zwang zur Einheit“ entgegenwirken. Eine verbreitete Apologetik sperrt den 
Weg zu einer inneren Aufarbeitung von Verbrechen und damit einer nationalen 
Versöhnung. All dies vereitelt ein notwendiges „Staatsbewusstsein“.  

Bosnien-Herzegowina  
droht nach Jahren  
des Stillstands  
auseinanderzubrechen. 
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Die gegenwärtige politische Krise in Bosnien-Herzegowina kann nur dann 
überwunden werden, wenn es der internationalen Gemeinschaft gelingt, 
eine politische Agenda zu entwickeln, die die Fehler von Dayton und der 
Entwicklungen der vergangenen 30 Jahre korrigiert. Allein mit der Botschaft 
„Engagiert euch stärker“ wird dies nicht gelingen. Das EU-Mitglied Kroatien 
ist in seiner innenpolitischen Entwicklung ebenso wie in seiner außen- und 
europapolitischen Orientierung auf vielfache Weise mit den Problemen und 
Perspektiven der Staatengruppe des Westbalkans verwoben und versucht, 
auf unterschiedliche Weise insbesondere die Entwicklung Bosnien-Herze-
gowinas zu beeinflussen. 
 
Die in ihren Auswirkungen unterschiedlichen, in ihrer Kumulation aber den 
allgemeinen Trend zu den die Probleme des Westbalkans verstärkenden 
Einzelentwicklungen zeigen insbesondere die Schwäche der Europäischen 
Union als Ordnungsmacht. Der wirtschaftliche Anreiz allein, Mitglied der 
Europäischen Union zu werden, reicht heute nicht mehr aus, um die ange-
strebte politische Stabilisierung herbeizuführen. Noch immer strahlen ältere 
Ordnungsvorstellungen wie die Konzepte von Großalbanien und Groß-
serbien in der Region. Gerade in Bosnien mit einer großen serbischen Min-
derheit und in Nordmazedonien mit einer starken albanischen Minderheit 
gehen von diesen Konzeptionen massive Bedrohungen für eine Befriedung 
der bestehenden territorialen Ordnung aus. 
 
Die harte Analyse, zu der Andreas Ernst vor einiger Zeit gelangt war, dass die 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und den sechs Ländern des 
Westbalkans „zutiefst unehrlich“ geworden seien und die „Hauptschuld an 
dem Zerwürfnis die EU trage“, resümiert in großer Klarheit Fehlentwicklun-
gen der vergangenen Jahre, für die vor allem die Europäischen Union Ver-
antwortung trägt (auch wenn diese Sicht etwas einseitig sein mag und die 
Verantwortlichkeit anderer Akteure in den Hintergrund treten lässt).11 
 
 
  

Die EU zeigt sich als  
schwache Ordnungs- 

macht im Westbalkan. 
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Abbildung 3: Welche Balkan-Staaten sind in der EU? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: richter-publizistik 
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Mit dem Entschluss zur Verleihung des Beitrittskandidaten-Status an die 
Staaten des Westbalkans besteht nun die Chance für die Europäische Union, 
verlorenen Boden wiedergutzumachen und in einer Region, die ins Visier der 
Weltpolitik zurückgekehrt ist, zu zeigen, dass sie ihrem im strategischen 
Kompass formulierten geopolitischen Anspruch auch in der Praxis gerecht 
werden kann. Denn die Lösung der Balkanfragen ist durch die tektonischen 
Veränderungen des Jahres 2022 zu einer politischen Ordnungsaufgabe ersten 
Ranges für die Staatengemeinschaft geworden. Dabei sei dahingestellt, ob 
eine verlässliche Beitrittsperspektive wirklich der Königsweg zur Stabilisie-
rung dieser Region darstellt und ob die Europäische Union nicht auch über 
neue und dauerhafte Assoziationsmechanismen diesem geostrategischen 
Ziel nahekommen kann. 
 
Gegenstand der Untersuchung ist es aufzuzeigen, inwieweit die sich verän-
dernden politischen Rahmenbedingungen die Lösungssuche beeinflussen, 
wie sich die Interessen der regionalen Mächte und der internationalen 
Gestaltungsmächte verändern und welche Folgerungen daraus für eine 
politische Lösungssuche zu ziehen sind. 
 
Die Studie verbindet dabei konsequent eine machtpolitische Analyse des Kal-
küls der einzelnen beteiligten Staaten, sie bezieht die Entwicklung der inter-
nationalen Organisationen und supranationalen Gemeinschaften mit ein und 
sie arbeitet am Ende konkrete Handlungsempfehlungen für die deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik heraus. Den Ausgangspunkt für die Analyse 
bildet dabei die Feststellung, dass die sich mit den zunehmenden Machtriva-
litäten manifestierende Krise der alten Ordnung zum Anbruch eines neuen 
Zeitalters der Konfrontation geführt hat. An diese Krise knüpft sich insbe-
sondere in Europa auf absehbare Zeit eine konfrontative Sicherheitsordnung. 
Dabei werden sich zuvörderst die inneren Gewichte in Europa verschieben. 
Die Fragen von Sicherheit und Stabilität für Gesamteuropa werden künftig, 
weit mehr als bisher, ganz wesentlich von der Ausgestaltung des transatlan-
tischen Verhältnisses, von der Befähigung der Europäischen Union, sich als 
sicherheitspolitischer Akteur positionieren zu können, von der Einhegung 
Russlands und von der Lösung der innereuropäischen Konflikte abhängen. 
 
Dieses Szenario bringt es mit sich, dass sich die Konfliktlinien und Interes-
senlagen der einzelnen Spieler auf dem Balkan weiter verschieben werden. 
Es ist davon auszugehen, dass sich Russland vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Konfrontation einflusspolitisch auf dem Balkan weiter zu 
behaupten versucht, insbesondere seine historisch gewachsenen Bezie-
hungen nach Serbien dabei nutzen wird, um Einfluss zu nehmen, und auch 
darauf zielt, Zwist in die westliche Gemeinschaft hineinzutragen.  

Die Verleihung des  
Beitrittskandidaten- 

Status 2022 ist  
eine echte Chance  
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Die mit den gegenwärtigen Herausforderungen der Balkanstaaten verbunde-
nen Probleme sind deshalb vorrangig im Zusammenhang zu betrachten, weil 
die übergeordneten Fragestellungen miteinander aufs engste verbunden 
sind. Hierunter zählen die Einhegung Russlands, das überragende Interesse 
der Vereinigten Staaten mit ihren Militärbasen und der Beteiligung an inter-
nationalen Missionen, die ausgreifenden türkischen Ambitionen auf der 
Grundlage eines Neo-Osmanismus als Gegennarrativ zur EU-Integration und 
die Interessen der Europäischen Union, um durch den wachsenden Wohl-
stand und die Beförderung von europäischen Werten die Balkanstaaten auf 
ihrem Weg in die euro-atlantischen Strukturen zu unterstützen. 
 
Gefährdungen und Chancen liegen dabei eng beieinander. Die besonderen 
Gefährdungen erwachsen aus dem – abhängig vom Ausgang des Ukraine-
krieges – Störpotenzial Russlands, seiner auf Überwindung des Status quo 
gerichteten, im Grunde destruktiven Politik, die insbesondere darauf zielt, 
den Einfluss der Vereinigten Staaten in Europa zurückzudrängen und Streit 
in die Reihen der führenden EU-Mitgliedsstaaten zu tragen. Weiteres Stör-
potenzial ergibt sich aus den ebenfalls nicht verlässlich kalkulierbaren 
Ambitionen der Türkei, die aus einflusspolitischen Gründen den Balkan 
als operatives Feld für die Verfolgung eigener strategischer Interessen zu 
nutzen versucht. 
 
Mit der sich verändernden strategischen Lage auf dem Balkan erhöht sich 
zugleich der Handlungsdruck auf die beteiligten Staaten, die unvollendeten 
Aufgaben der Friedensvereinbarung von Dayton in den Griff zu bekommen. 
Entscheidend ist, wie in den 1990er-Jahren essenzielle Impulse für die 
Gemeinsame Außen- und Verteidigungspolitik der Europäischen Union vom 
Jugoslawienkrieg ausgegangen sind und die Europäische Union ebenso wie 
die internationale Gemeinschaft bei Fragen des zivilen Wiederaufbaus, der 
Stärkung des Völkerstrafrechts und im internationalen Konfliktmanagement 
seitdem grundlegend vorangekommen sind. Denn so bildet heute die Lösung 
der mit dem Balkan verbundenen Ordnungsaufgaben einen wesentlichen 
Test für die atlantische Gemeinschaft auf dem Weg zu neuer Wirksamkeit 
und für die Europäische Union bei der Stärkung ihrer internationalen Hand-
lungsfähigkeit und Problemlösungskompetenz. 
 
  

Die Fehler von  
Dayton wirken bis  
heute nach. 
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Die Europäische Union ist mit Blick auf den Balkanraum auf mehrfache Weise 
gefordert. Der amerikanische Druck, die bedrohten Staaten Ostmittel- und 
Südosteuropas, die heute noch nicht Teil der Union sind, rasch aufzuneh-
men, könnte dazu führen, dass die bisherigen bürokratischen Spielregeln 
von Erweiterungsprozessen in großem Teilen neu definiert werden müssen. 
Dies hat Rückwirkungen auf die innere Kohärenz der Union selbst. Das Ver-
hältnis zwischen Europäischer Union und Nordatlantischer Allianz wird 
sich weiter intensivieren und nach neuen operationellen Regelungen aus-
richten. Das neue Strategische Konzept der Nordatlantischen Allianz, das 
im Juni 2022 von den Staats- und Regierungschefs verabschiedet wurde, 
gibt dazu den Rahmen vor.12 
 
Die Frage der Wehrhaftigkeit der Nationalstaaten stellt sich heute in ganz 
neuem Licht. Innere und äußere Sicherheit müssen noch stärker als zusam-
menhängendes Ganzes gedacht und strategisch umgesetzt werden. Die 
Gewährleistung von Sicherheit, der Schutz der Bürger, die Garantie der ter-
ritorialen Unversehrtheit und die Fähigkeit, Landesverteidigung als Bünd-
nisverteidigung sicherzustellen, werden wesentlichen Anpassungen unter-
worfen sein. Je mehr Europa in seinem Inneren gespalten ist, desto mehr 
läuft es Gefahr, zum Spielball fremder Mächte zu werden. Der Ukrainekrieg 
hat der Europäische Union zu einer großen Demonstration der Einigkeit und 
Entschlossenheit verholfen. Kleinliches Gezänk und punktuelle Vorteile für 
einzelne Mitgliedsstaaten wurden zurückgestellt und die Europäische Union 
ist in ihren Sanktionspaketen sowie in ihrer politischen Rhetorik einmütig 
der russischen Aggression entgegengetreten. 
 
Wieder einmal hat Europa unter dem äußeren Druck des Schicksals jedenfalls 
zunächst zu einer gemeinsamen Linie gefunden. Es ist zu wünschen, dass 
diese Einmütigkeit und Entschlossenheit auf längere Zeit anhalten möge, 
damit sich Europa endlich zu der politischen Gestaltungsmacht mausert, 
die es in seinen Reden und öffentlichen Erklärungen immer wieder bean-
sprucht. 
 
Die gegenwärtige Krise lenkt vor allem den Blick auf die machtpolitische 
Asymmetrie zwischen Europa und Amerika. Diese Asymmetrie ist zunächst 
nichts grundlegend Neues. Sie war in der Ordnung von Jalta und Potsdam 
angelegt und hat auch in den ersten zwanzig Jahren nach dem Fall der 
Mauer fortbestanden, als sich die Vereinigten Staaten von Amerika nach 
Proklamation der „Neuen Weltordnung“ in der Tat von 1990 bis etwa 2006 

Der strategische Rahmen 
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auf dem Höhepunkt ihrer Machtentfaltung befanden. Es ist deshalb nicht 
überraschend, dass sich die gegenwärtige Krise Europas vor allem als 
innere Krise manifestiert: mangelnde innere Geschlossenheit, fehlende Ziel-
orientierung und Defizite beim Instrumentarium. Und zugleich ist die Krise 
Teil einer tiefgreifenden Transformation des internationalen Systems, die 
auch die Grundlagen unserer westlichen Demokratien berührt. Die amerika-
nische Hegemonie befindet sich heute im Niedergang, Chinas machtpoliti-
scher Aufstieg ist nicht nur eine wirtschaftliche Bedrohung, sondern auch 
eine sicherheitspolitische. Die Globalisierung setzt den Rahmen. Das Inein-
andergreifen von Finanz-, Wirtschafts- und Migrationskrise und die Belas-
tungen der internationalen Ordnung durch Terrorismus und anarchische 
Tendenzen wirken dabei gegenseitig krisenverstärkend. 
 
Das Ringen um ein Gleichgewicht der Mächte ist heute mehr und mehr auch 
zu einer Auseinandersetzung der Systeme geworden. Zugleich nehmen 
die Erosionserscheinungen innerhalb der demokratischen Systeme zu. Die 
Versuchung des Autoritären hat in Europa seit einigen Jahren Konjunktur 
und steht, wie Anne Applebaum konstatiert hat, in wesentlichem Zusammen-
hang mit einem Illiberalismus, der sich insbesondere der medialen Instru-
mente der Globalisierung bedient und zugleich Stimmungen der Unzufrie-
denheit nährt.13 Die Brüchigkeit der freiheitlichen Ordnung hat sich in der 
Geschichte immer dann besonders deutlich manifestiert, wenn Bindungen 
nachlassen und der Zusammenhalt schwindet. Die Auseinandersetzung zwi-
schen freiheitlicher und autoritärer Ordnung ist dabei nichts grundlegend 
Neues in der Geschichte. 
 
Die nach dem Ende des Kalten Krieges errichtete Machtposition der Ver-
einigten Staaten wird gegenwärtig durch eine Reihe von globalen, techno-
logischen und sicherheitspolitischen Entwicklungen in Frage gestellt, was 
die Diskussion über die strategischen Anpassungen der Vereinigten Staaten 
und das Ausmaß des weltweiten strategischen Rückzugs Amerikas weiter 
befördern wird. Dies wird insbesondere bei zwei Themenbereichen deut-
lich, die mit nuklearen Ambitionen zusammenhängen, von denen unmittel-
bare Bedrohungen für die internationale Sicherheit und den Weltfrieden 
ausgehen. 
 
Russland als Nachfolgestaat der Sowjetunion und asiatische Flankenmacht 
ist der große geopolitische Verlierer des Zusammenbruchs der Ordnung von 
Jalta und Potsdam im Jahr 1989/90 gewesen. Mit dem Angriff Russlands 
auf die Ukraine hat Präsident Putin nicht nur millionenfaches Leid hervor-
gerufen, er hat Russland in seinen Bemühungen um einen gleichgewichti-
gen Part im Konzert der Nationen und seine Stellung in der Staatenwelt auf 
absehbare Zeit zurückgeworfen und mit der schweren moralischen Bürde 

Zunehmende Macht- 
rivalitäten sind heute  
auch systemische  
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der Schuld an einem Angriffskrieg versehen, aus dem das Land als deklas-
sierte Macht hervorgeht und sich auf absehbare Zeit als Juniorpartner in 
die Abhängigkeit von China begeben hat. Doch wäre es verfehlt, Russlands 
Abstieg und seine heutigen und künftigen Probleme mit der Prognose anhal-
tender Schwäche und politischer Verzwergung als „Regionalmacht“ (Barack 
Obama) gleichzusetzen oder gar das Land als „gas station masquerading as 
a country“ (John McCain) herabzuwürdigen.14 
 
Die Russische Föderation wird auch in Zukunft ein globaler Machtfaktor 
bleiben. Sie wird immer noch mit der westlichen Staatenwelt wesentliche 
geopolitische Interessen teilen wie etwa den Kampf gegen bestimmte Aus-
prägungen des Internationalismus oder des aggressiven Islamismus, aber 
auf absehbare Zeit in seinem politisch-strategischen Manövrierraum ein-
geschränkt sein. 
 
Für Russlands Rolle auf dem Balkan bedeutet dies, dass das politische 
Gewicht insgesamt reduziert, die diplomatischen Spielräume verkleinert, 
zugleich aber die Unberechenbarkeit der russischen Politik erhöht und die 
Interventionsbereitschaft gesteigert worden ist. Grund dafür ist, dass die 
Angewiesenheit auf kompensatorische politische Erfolge im zunehmend 
auf Konkurrenz ausgerichteten Handeln gegenüber den Vereinigten Staaten 
und ihren Verbündeten in der Nordatlantischen Allianz in dem Maße gestie-
gen ist, wie Russland durch die ausgebliebenen militärischen Erfolge und 
die zunehmende Ächtung in diplomatischen Zugzwang geraten ist. Die ver-
änderte Rolle Russlands ist zugleich Ursache und Auslöser von anhaltenden 
Machtverschiebungen, die am Ende zu einer neuen Machtbalance auf dem 
Balkan führen und die Frage der Aufnahme der Staaten des Westbalkans in 
die euro-atlantischen Strukturen in einem neuen Licht präsentieren. 
 
Der sich schon seit geraumer Zeit vollziehende Rückfall Russlands in auto-
ritäre Verhaltensweisen und die damit verbundene sicherheitspolitische 
Bedrohung seiner europäischen und südlichen Nachbarn ist durch den 
Angriff auf die Ukraine zur sichtbarsten und drängendsten Gefährdung des 
internationalen Systems geworden. Die revisionistischen Tendenzen in der 
russischen Außen- und Sicherheitspolitik sind im Westen lange Zeit ebenso 
unterschätzt worden, wie Präsident Putin als rationaler, bisweilen sogar 
berechenbarer und verlässlicher Akteur missverstanden wurde. Inzwischen 
hat Putin die Maske fallen gelassen und an die aggressivsten dunkelsten 
Traditionen seiner stalinistischen und kommunistischen Vorgänger in den 
kältesten Zeiten des Kalten Krieges angeknüpft. Russland unter Putin tritt 
damit heute erkennbar in einer in Stil, Methode und geopolitischen Zielset-
zungen großen Kontinuität zur Sowjetunion in der internationalen Staaten-
welt auf. Russland hat nicht nur als Nuklearmacht und als Ständiges Mitglied 

Das strategisch  
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des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen die unmittelbare Nachfolge 
der 1991 aufgelösten Sowjetunion angetreten, es versteht sich bis heute in 
seinem außenpolitischen Rollenverhalten und in seinen geopolitischen 
Ambitionen als legitimer Erbe des Riesenreiches. 
 
Das Denken in Kategorien der Großmachtpolitik hat für die russische Poli-
tik eine lange Tradition. Schon in den 1930er-Jahren hatte der damalige 
sowjetische Außenminister Maxim Litwinow den Anspruch auf Großmacht 
und Ebenbürtigkeit mit den Worten begründet, dass die Sowjetunion ein 
Recht darauf beanspruche, als eine Großmacht behandelt zu werden und 
nicht wie das leichtgewichtige Mexiko.15 Die Kontinuitätslinien reichen dabei 
insbesondere von der sowjetischen Außenpolitik in den postsowjetischen 
Zeitraum, der sich nach der Auflösung des Riesenreiches bis in unsere 
Gegenwart erstreckt. 
 
Zu den besonderen Charakteristika russischer Großmachtpolitik zählt eine 
Betonung der militärischen Machtmittel und die Allianz mit einem sich über 
den historischen Wandel erhaltenen ausgeprägten Nationalbewusstsein, 
das bisweilen in seine übersteigerte Form, den Nationalismus, umschlagen 
kann. Schon in den 1980er-Jahren hatte ein neuer russischer Nationalismus 
eingesetzt, der sich als nationalrussische Dissidenz gegen die Sowjetunion 
verstand. Russlands Hypotheken aus der imperialen Vergangenheit aus der 
Sowjetunion wirken bis heute nach. Der Zerfall der Sowjetunion im Jahr 
1991 hat die politische Instabilität und die in jenen Jahren einsetzenden 
Grenzstreitigkeiten, die bis heute die internationale Agenda mitbestimmen, 
vorweggenommen. Die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten war dabei nie 
mehr als ein loser Verbund eines auseinanderstrebenden Staatenkonglo-
merats. Der Umstand, dass die Nachfolge der Sowjetunion unumstritten bei 
Russland landete, zeigte einerseits, wie erfolgreich die Machtübertragung 
von der Sowjetunion auf den Nachfolgestaat gelungen war, vergrößerte 
jedoch das aus der Zurücksetzung erwachsene Machtproblem der anderen 
Nachfolgestaaten. 
 
Zum geopolitischen Erbe Russlands aus der sowjetischen Vergangenheit 
gehörte auch die allmähliche Rücknahme der international exponierten 
Positionen der Sowjetunion, die von Afghanistan über Äthiopien, Mosambik 
und Angola bis nach Lateinamerika gereicht haben. Der Vorrang, den die 
Sowjetarmee mit ihrer militärischen Technik und als Adressat der Rüs-
tungsindustrie genoss, auch im Vergleich mit allen anderen staatlichen 
Organisationen, erwies sich für Russland oft auch als Hypothek. Mit dem 
Zerfall des Imperiums ging das letzte Kolonialreich der Welt zugrunde, und 
die größte Militärmacht musste sich in eine Phase der Desorganisation 
begeben.  
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Russlands Weltmachtstellung im 20. Jahrhundert war ganz wesentlich seiner 
militärischen Macht geschuldet. Die russische Diplomatie hat sowohl in den 
Zeiten der Sowjetunion als auch in der Periode nach deren Zerfall an dem 
Missverhältnis zwischen militärischen Machtmitteln und der Abwesenheit 
einer – wie im Falle Großbritanniens oder Frankreichs – in Jahrhunderten 
verwendeten diplomatischen Tradition gelitten. Auf den Bühnen der inter-
nationalen Diplomatie – im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, im NATO-
Russland-Rat, bei der OSZE in den Abrüstungsverhandlungen und nicht zu-
letzt auch in den bilateralen Beziehungen – hat die russische Außenpolitik 
deshalb immer wieder versucht, die Trümpfe militärischer Stärke zu ziehen, 
wie sie etwa mit der Androhung militärischer Gewalt verbunden sind. 
 
Dies erklärt die politisch-diplomatische Fokussierung auf die Osterweite-
rung der Nordatlantischen Allianz, die mit den amerikanischen Bemühun-
gen um die Aufnahme der Ukraine und Georgiens in die NATO im Jahr 2008 
einen Punkt erreicht hatte, der auf russischer Seite als rote Linie betrachtet 
wurde, ebenso wie das Verhalten Putins im Nahen Osten in den vergange-
nen 20 Jahren. 
 
Die Fähigkeit, den Vorhof der Sowjetunion durch den Warschauer Pakt mili-
tärisch zu beherrschen und jeder fremden Macht dort einen dauerhaften 
politischen Einfluss zu verwehren, wäre ohne das Droh- und Eingriffspoten-
zial der militärischen Machtmittel der Sowjetunion nicht denkbar gewesen. 
Was im Kalten Krieg als Erfolgsrezept der „eisernen Knute“ angesehen wer-
den kann, erwies sich im Jahrzehnt der Auflösung der Blöcke und der demo-
kratischen Revolution in Osteuropa in den 1980er-Jahren als Fiasko. Die mit 
diesem politischen Zugang verbundenen Denkmuster haben die russische 
Außen- und Sicherheitspolitik nachhaltig geprägt, und auch die Fokussie-
rung Putins auf Russland als Militärmacht und die skrupellose Verfolgung 
geopolitischer Ziele zur Vergrößerung seines Imperiums sind vor diesem 
Hintergrund zu sehen. 
 
Die Türkei ist durch die geopolitische Verschiebung infolge der europäischen 
Revolutionen des Jahres 1989 in eine neue strategische Lage zwischen Ost 
und West versetzt worden, und dies hat ihr einen beträchtlichen außen-
politischen Bedeutungszuwachs beschert. Dadurch haben sich für die Türkei 
eine Reihe bilateraler außenpolitischer Optionen, neue Partnerschaften und 
Allianzen sowie eine veränderte Rolle in den Foren und Institutionen der 
internationalen Politik ergeben. Insbesondere in den Vereinten Nationen 
und in der Nordatlantischen Allianz nimmt die Türkei heute eine deutlich 
prononciertere Position ein, die je nach Standpunkt als konturiert oder als 
unberechenbar-unsolidarisch wahrgenommen wird. Die türkische Staats-
führung hat dabei die mit der neuen strategischen Lage verbundenen Mög- 
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lichkeiten konsequent genutzt und insbesondere eine große Fähigkeit zu 
taktischem Finassieren mit abrupten Allianzwechseln und offen ausgetra-
genen Disputen bis hin zu militärischen Drohungen – auch mit engen Ver-
bündeten und im Rahmen von Bündnissen – bewiesen. 
 
Die Dynamik der türkischen Außenpolitik beruht dabei auf dem kausalen 
Zusammenhang zwischen innenpolitischem Staatsumbau und geopolitischer 
Neupositionierung. Dabei spielt das Verhältnis der Türkei zum politischen 
Islam, wie es sich in den regionalpolitischen Ambitionen im Nahen und 
Mittleren Osten und in Zentralasien äußert, eine besondere Rolle. Gemäß der 
geostrategischen Lage der Türkei und den nationalen Interessen vollzieht 
sich diese Neupositionierung insbesondere mit Blick auf den Balkanraum, 
den Nahen Osten und den Kaukasus, auf den Schwarzmeerraum, das östliche 
Mittelmeer, die Golfregion und das Kaspische Meer. Die Türkei berücksichtigt 
aber zunehmend auch ihre Rolle in Afrika und Zentralasien – allesamt ihrer-
seits Regionen, in denen eine neue strategische Positionierung der Türkei 
mit Konsequenzen für die Rolle des Landes in der Nordatlantischen Allianz 
verbunden ist. Der graduelle weltpolitische Rückzug der Vereinigten Staaten, 
die zunehmende Systemkonkurrenz und Multipolarität in einer postamerika-
nischen Welt haben dabei die türkische Neupositionierung begünstigt. 
 
In den letzten Jahren ist das strategische Interesse der arabischen Staaten 
am Balkanraum deutlich gestiegen. Dieses strategische Interesse hat neben 
der langfristigen einflusspolitischen Zielsetzung immer auch eine wirtschaft-
liche Komponente. Dabei sind mehrere Staaten im Fokus der arabischen 
Investoren. Bosnien-Herzegowina hat dabei besonders Investoren aus Saudi-
Arabien in den Blick genommen, Serbien liegt im Fokus der Vereinigten 
Arabischen Emirate. Die Fluggesellschaft Etihad hält 49 Prozent der Anteile 
an Air Serbia. Seit 2013 wurden knapp 400 Millionen Euro aus den Ver-
einigten Arabischen Emiraten in Belgrad investiert. So wie für Sarajevo 
Direktflüge nach Abu Dhabi selbstverständlich sind, verkehren arabische 
Linienmaschinen beinahe täglich von Sarajevo nach Bahrein, Dubai und 
Kuweit. Die Zahl der arabischen Touristen in Bosnien ist seit der Aufhebung 
des Visumszwangs für Bahrein, Katar, Kuwait, Oman und die Emirate 
sprunghaft gestiegen und hat die Stärke der bis dahin führenden türkischen 
Touristen abgelöst. 
 
Wie sehr sich Wirtschaftsinteressen mit einflusspolitischen Überlegungen 
verbinden, zeigt sich am Beispiel der Investition der Vereinigten Arabischen 
Emirate in der serbischen Rüstungsindustrie, wo das traditionell starke 
Know-how Serbiens bei Klein- und Jagdwaffen im Visier der Unternehmer aus 
Abu Dhabi steht. Auch Saudi-Arabien hat mittlerweile Investitionen in die 
serbische Infrastruktur in den Investitionsplan 2030 aufgenommen.  
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durch innenpolitischen  
Staatsumbau und  
geopolitische  
Neupositionierung. 
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Sollten die vielfältigen Investitionen und Darlehen in den kommenden Jahren 
ihre volle Wirkungsmacht entfalten, so würde dies als Folge des immer stär-
ker zutage tretenden Konflikts um Einfluss zwischen den Arabischen Staaten 
und der Türkei zu einer Gewichtsverschiebung führen. Darüber hinaus wür-
den die damit deutlicher hervortretenden wirtschaftlichen und strategischen 
Allianzen eine weitere Abkoppelung des Balkanraums von der west- und 
damit kerneuropäischen Staatengruppe bedeuten. 
 
Chinas Aufstieg zur Weltmacht hat sich über einen Zeitraum von über 
40 Jahren vollzogen. Als Deng Xiaoping im Jahr 1978 mit den Reformen 
begann, hatte er seinem Land und seiner Partei eine klare Priorisierung zu 
Gunsten der wirtschaftlichen Entwicklung als vorrangigem Ziel vor dem 
Ausbau militärischer Stärke verordnet. Es entspricht der Logik dieses lang-
fristig angelegten strategischen Ziels, dass heute, wo China zur größten 
Volkswirtschaft der Welt und zur zweiten hoch technologisierten Macht 
avanciert ist, sich für die Staatenwelt und damit auch für die europäischen 
Staaten das Verhältnis zu China auf eine neue, alle Bereiche der Diplo-
matie, Militärstrategie und wirtschaftlichen Zusammenarbeit umfassende 
Basis stellt. 
 
Das chinesische Selbstbewusstsein ist in den vergangenen Jahrzehnten 
stetig und spürbar gewachsen. Die fortgesetzten militärischen Einschüch-
terungsversuche und Drohungen gegen Taiwan, die systematische Obstruk-
tion von Demokratisierungstendenzen in Hong Kong oder die flagranten 
Verletzungen der Menschenrechte der uigurischen Minderheit in Xinjiang 
stehen für eine zunehmend oppressive Politik, die auch Sanktionen der Staa-
tengemeinschaft bei der Durchsetzung nationaler Interessen hinnimmt. Das 
Grundproblem, dass der Aufbau einer Marktwirtschaft und Informations-
gesellschaft ohne einen Prozess der Liberalisierung und Demokratisierung 
vollzogen wurde und die Auflösung bestehender Ordnungen zu Orientie-
rungsverlusten und wachsender Ungleichheit geführt haben, bleibt indes 
offen bestehen. 
 
Chinas Aufstieg ist eine der Ursachen der globalen Machtumverteilung 
und einer der treibenden Faktoren der Zunahme der Konfrontation in der 
Gegenwart. So unterstützt China etwa die konventionelle und nukleare Auf-
rüstung Pakistans technologisch und verbindet in Afrika, Zentralasien und 
zunehmend in Lateinamerika wirtschaftspolitische Präsenz umfassend mit 
strategischen einflusspolitischen Interessen. China baut seinen weltweiten 
Einfluss schrittweise aus. Seit Jahren betreibt es die Öffnung Zentralasiens 
durch den Bau von Verkehrsinfrastruktur zwischen Ost und West mit den 
Durchgangszielen Iran und Pakistan zum Indischen Ozean. Übergeordnetes 
Ziel ist eine infrastrukturelle Verbindung zwischen der Golfregion, der 

Chinas Aufstieg  
führt zu zunehmender  

Konkurrenz und  
Konfrontation. 
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kaspischen Region, China und dem indischen Subkontinent. China konkur-
riert mit Amerika und Europa unmittelbar bei neuen Technologien und ver-
steht sich in wirtschaftspolitischen und auch in militärstrategischen Fragen 
als Rivale der Vereinigten Staaten sowie deren Partner in verschiedenen 
Regionen.16 
 
Zugleich schwächt China die westliche Praxis nicht-konditionierter Staa-
tenfinanzierung und mindert durch Investitionen in Infrastrukturen oder 
Rohstoffgewinnung den Einfluss deutscher und europäischer Entwicklungs-
politik, soweit diese mit Good Governance, sozialen und ökologischen 
Standards verknüpft wird. Mit seiner Politik der konditionsfreien wirt-
schaftlichen Unterstützung und Kreditvergabe schafft es bereits sichtbare, 
dauerhafte Abhängigkeiten in Afrika und anderswo. 
 
 
Abbildung 4: Politische Einflussnahme von Russland und China in Mittel- und Südosteuropa 
 
 
 
 
 
 

Anfälligkeit für politische Beeinflussung: 0 = am wenigsten, 10 = am meisten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: GIS by macpixxel 
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Abbildung 5: Verkehrsinfrastruktur als einflusspolitisches Instrument: Die Autobahn 
Bar-Boljare in Montenegro, gebaut von Chinas Road and Bridge Corporation. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: CTK Photo/Libor Sojka 

 
 
 
 
 
Gemäß der jüngsten Analyse des Pentagons ist die Volksrepublik China 
(PRC) der einzige Konkurrent, der seine wirtschaftliche, diplomatische, 
militärische und technologische Macht so ausspielen kann, dass sich dar-
aus eine dauerhafte Herausforderung für ein funktionsfähiges und offenes 
internationales System ergibt. „The PRC is increasingly clear in its ambitions 
and intentions. Beijing seeks to reshape the international order to better 
align with its authoritarian system and national interests. A vital compo-
nent of its strategy to achieve the ‚great rejuvenation of the Chinese nation.‘ 
According to this world view that accrual of the PRC’s comprehensive 
national power, including military power, is necessary to set the conditions 
for Beijing to assert its preferences on a global scale.“17 
 
Bis zum Jahr 2049 sei das chinesische Streben darauf gerichtet, mit den 
Vereinigten Staaten mit Blick auf die weltweite Einfluss- und Machtposition 
gleichzuziehen oder diese hinter sich zu lassen, das amerikanische Allianz- 
und Sicherheitspartnerschaftssystem in der Region Indo-Pazifik aus den 
Angeln zu heben und auf das internationale System dahingehend einzu- 
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wirken, dass künftig Beijings autoritäres System und seine nationalen Inte-
ressen begünstigt werden. Beijing wird seine darauf gerichteten umfassen-
den Bemühungen weiter verstärken, indem es sein Wirtschaftswachstum 
verstetigt, seine Streitkräfte stärkt und in der Weltpolitik insgesamt mit 
einem neuen Selbstbewusstsein auftritt. Der Führungsanspruch der kom-
munistischen Partei sichert straffe Entscheidungsprozesse. Gleichzeitig 
hängt dieser Anspruch an inhaltlicher Richtigkeit und Wohlstandserwar-
tungen aufstrebender Schichten. Dies schafft eine offene wirtschaftliche 
Flanke für die chinesische Führung, wie sie etwa das russische Regime 
nicht kennt. 
 
Gerade auch auf dem Balkan ist in den vergangenen Jahren Chinas strate-
gische Präsenz stetig gewachsen. Dazu zählen auch die Medienpräsenz Chi-
nas, wie sie etwa in dem mit Albanien bestehenden Kooperationsabkommen 
zwischen den staatlichen Rundfunkanstalten beider Länder und einer Ver-
ständigung über Fortbildungsmaßnahmen zum Ausdruck kommt, und das 
zwischen Serbien und China 2016 abgeschlossene Kooperationsabkom-
men, das einen chinesisch-serbischen Mediendialog vorsieht. Ergebnis die-
ser Vereinbarungen ist etwa im Falle Serbiens, dass die Darstellung Chinas 
in den staatlich gelenkten Medien durchgängig positiv gestaltet ist und die 
Sichtweise Pekings zum Nennwert genommen wird. 
 
Die wirtschaftlichen und sozialen Unsicherheiten als Folge der Corona-Pan-
demie haben sich auf dem Balkan besonders negativ in ihren Folgen für den 
persönlichen Lebensstandard, die Arbeitsmarktpolitik und mit Blick auf die 
strukturellen Schwächen der Wirtschafts- und Sozialsysteme ausgewirkt. 
Agon Maliqi kam bereits Ende 2020 in einer Studie zu dem Ergebnis, dass 
sich in der gesamten Region des Westbalkans ein illiberales Gleichgewicht 
eingestellt habe.18 Die wirtschaftliche, technologische und auch strategische 
Durchdringung des Balkans durch Russland und China hat dazu geführt, dass 
die politischen und wirtschaftlichen Systeme im Westbalkan, insbesondere 
in Serbien, aufs Engste mit denjenigen dieser beiden Länder verbunden 
sind. 
 
Die besondere Geschichte des Balkans nach 1990 in ihren vielfältigen geo-
politischen Herausforderungen des Balkanraums verbindet Europäer und 
Amerikaner auf eine ähnliche Weise, wie dies vor 1989 für die deutsche 
Frage galt. Die europäisch-amerikanischen Gestaltungsaufgaben, aber 
auch die grundsätzlichen Unterschiede im Verhältnis zum Militärischen und 
im Verständnis von weltpolitischen Verpflichtungen in der Nordatlanti-
schen Allianz werden hier besonders deutlich. Der Begriff der gemeinsamen 
Sicherheit und die damit verbundenen Aufgaben sind in dieser Region 
wiederholt getestet worden.  

Chinas strategische  
Präsenz ist auf dem  
Balkan stetig gewachsen. 
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Dies wird insbesondere mit Blick auf die NATO und ihren Einsatz deutlich. 
Die Nordatlantische Allianz verbindet Europa und Amerika. Sie ist der poli-
tisch stärkste und sichtbarste Ausdruck dieser Wertegemeinschaft. Zwei 
Weltkriege und der Kalte Krieg haben das Bewusstsein für das Verbindende 
dieser Wertegemeinschaft geschärft. Solidarität, Kohäsion und die Unteil-
barkeit der Sicherheit haben begründet, dass die NATO der transatlantische 
Rahmen für eine starke, kollektive Verteidigung und das vorrangige Forum 
für die Konsultation und Entscheidungsfindung unter den Verbündeten im 
Wandel der Zeiten geblieben ist. 
 
Ausgelöst durch Putins Aggression und der Entschlossenheit ihrer Mitglie-
der, den flagranten Völkerrechtsbruch nicht hinnehmen zu wollen, erlebt 
die NATO heute eine Renaissance, eine Aufwertung, die durch das finnische 
und das schwedische Beitrittsgesuch und den damit verbundenen Möglich-
keiten im Norden Europas, in unmittelbarer Nachbarschaft zu Russland ein 
weiteres Zeichen der Entschlossenheit zu setzen, noch verstärkt wird. Das 
neue Strategische Konzept der Allianz wird neben der Anerkennung der nun 
auch sicherheitspolitisch definierten Bedrohung durch China und die auf 
absehbare Zeit das Bündnis fordernde Aufgabe, Landesverteidigung als 
Bündnisverteidigung im Angesicht der russischen Bedrohung zu definieren, 
vor allem den globalpolitischen Rahmen für die an politischer Bedeutung 
zunehmenden Aufgaben der kooperativen Sicherheit abstecken müssen. 
Solange sich der Frieden auf dem Balkan so zerbrechlich wie heute zeigt, 
bleibt die Nordatlantische Allianz als Garant dafür im Westbalkan unver-
zichtbar. 
 
 
  

Durch Putins  
Angriffskrieg erlebt  

die NATO derzeit  
eine Renaissance. 
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Abbildung 6: NATO-Perspektive für den Westbalkan 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Geopolitical Intelligence Services (GIS) 
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Die Europäische Union ist heute auf dem Balkan mit einem Netzwerk von 
Vertretungen und Abkommen in den Balkanstaaten präsent. Als strategischer 
Akteur wird sie indes von den Vereinigten Staaten und anderen Mächten nur 
eingeschränkt wahrgenommen. Mit der Verleihung des Status des Beitritts-
kandidaten an Bosnien-Herzegowina ist Bewegung in die Debatte über die 
politische Perspektive der Region gekommen. Der Zusammenhang zwischen 
Beitrittsprozess und den tatsächlichen Fortschritten bei der Übernahme des 
acquis communautaire – etwa mit Blick auf Fragen der Rechtsstaatlichkeit 
oder die Unabhängigkeit der Justiz – hat sich in den vergangenen Jahren 
zunehmend als eigentliches Problem herausgestellt, da es bei einigen der 
Beitrittskandidaten zu einer zunehmenden Entkoppelung gekommen ist. 
 
Die Beispiele Nordmazedonien und Albanien – beide Länder haben noch 
nicht mit den Beitrittsverhandlungen begonnen – zeigen, dass ein größerer 
Fortschritt auch bei Ländern, die noch nicht mit Beitrittsverhandlungen 
begonnen haben, möglich ist als etwa bei Serbien, mit dem die Verhand-
lungen bereits im Jahr 2014 begonnen wurden. Damit stellt sich für die 
Europäische Union nicht nur die Frage, wie sie ihren im strategischen Kom-
pass formulierten geopolitischen Anspruch umsetzen kann, sondern auch, 
wie es gelingen könnte, Instrumente durch die Gestaltung des Beitritts-
prozesses so auszubringen, dass es in den sich um eine Mitgliedschaft 
bewerbenden Ländern tatsächlich zu echten Reformfortschritten kommt. Der 
bisherige Erfahrungshorizont bildet dabei nicht immer angemessene Leit-
linien aus. So hat die Europäische Union noch nie einem Land mit äußert 
fragiler Staatlichkeit wie Bosnien-Herzegowina durch die Anerkennung als 
Beitrittskandidat (hier im Dezember 2022) eine konkrete Aufnahmeperspek-
tive geboten. 
 
 
  

Für die Gestaltung des  
Beitrittsprozesses  

benötigt die EU  
passendere Instrumente. 
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Abbildung 7: Der Westbalkan auf dem Weg in die Europäische Union 
Stand: 2021; Bosnien und Herzegowina: Kandidat seit 2022 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Table.Media,  

https://table.media/security/analyse/kosovo-vor-neuen-protesten-cdu-politiker-brand-fordert-druck-auf-serbien/ 
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Wenn der Ukrainekrieg die strategische Gesamtlage auf dem Balkan grund-
legend verändert hat, so gilt dies insbesondere für die Stellung Serbiens, des-
sen politische Spielräume durch die veränderte Lage – insbesondere durch 
den Bedeutungsverlust Russlands, die anhaltende Konfrontation und den 
zunehmenden Druck – die festgefahrene Situation in Bosnien-Herzegowina 
aufzulösen. All dies läuft dem auf Perpetuierung eines unbefriedigenden 
Schwebezustands gerichteten Kurses des „breitschultrigen Wassertragens“ 
von Aleksandar Vucic entgegen und zwingt Serbien zu Positionierungen, die 
seinem ursprünglichen politischen Kalkül nicht entsprechen. Die Manövrier-
räume werden geringer, die lange aufgeschobene Positionierung in der 
Frage der EU-Mitgliedschaft – also mit Blick darauf, wie Serbien wirklich 
die Mitwirkung anstrebt – drängender. Die in Bewegung geratene Situation 
in Bosnien-Herzegowina erfordert von Serbien Kurskorrekturen, wenn es des-
sen im vergangenen Jahrzehnt sichtbar gewordenen Anspruch, die zentrale 
Macht in der Region zu bleiben, nicht aufgeben will. 
 
Das Abstimmungsverhalten Serbiens am 2. März 2022, mit dem es sich in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen der überwältigenden Mehr-
heit anschloss und in einer Resolution das Vorgehen Russlands verurteilte 
(und das von der amerikanischen Staatssekretärin Victoria Nuland über-
schwänglich begrüßt wurde), steht für Serbiens Fähigkeit, die Zeichen der 
Zeit zu erkennen und kontrastiert doch auffällig mit Vucics hartnäckiger 
Weigerung, sich den Sanktionen der Europäischen Union gegen Russland 
anzuschließen. Hinzu kommt, dass die russische Invasion in der Ukraine in 
Serbien Reminiszenzen an die vor drei Jahrzehnten ausgelösten Ereignisse 
weckt und in dem wichtigsten orthodoxen Land im Westbalkan einen gro-
ßen Zwiespalt hinterlässt. In der serbischen öffentlichen Debatte wurden 
einerseits immer wieder die Erinnerungen an den Zerfall Jugoslawiens im 
Zusammenhang mit dem Krieg wachgerufen, zum anderen ist die Debatte – 
im Vergleich mit derjenigen in den Nachbarstaaten – von einem auffälligen 
Mangel an Empathie in der serbischen Öffentlichkeit mit den Leiden der 
Ukraine geprägt. 
 
Noch immer hingegen ist in Belgrad die Erinnerung an die NATO-Luftschläge 
von 1999 präsent, die in Serbien die Auffassung, damals Opfer einer unge-
rechtfertigten westlichen Politik geworden zu sein, stützt und bis heute 
gleichermaßen die Sympathien für Putin als den starken Mann und die 
Ablehnung der Nordatlantischen Allianz begründet. Hinzu kommt, dass 
Putins stark geschichtsphilosophisch argumentierende Rechtfertigung seiner  

Serbien und die Mächte 

Serbien gerät  
zunehmend  

unter Druck. 
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„russischen Welt“ Assoziationen mit dem nationalistischen Traum von Groß-
Serbien weckt und schon deshalb auf ein verbreitetes Verständnis zählen 
darf. Selbst die russische Propagandaparole, die Ukraine habe Russland an-
gegriffen, verfing in Belgrad bei Teilen der Öffentlichkeit mehr als anderswo. 
 
Wenn Russland in Serbien auf große Sympathien setzen kann, so hängt dies 
mit der jahrhundertealten Verbundenheit in Geschichte und Kultur zusam-
men. Moskau ist Belgrads engster Verbündeter in der Kosovofrage, und das 
Beitrittsersuchen des kosovarischen Parlaments für die Nordatlantische 
Allianz, unmittelbar nach dem russischen Angriff, wurde in Belgrad weithin 
als Provokation bewertet. Bereits während der Ukrainekrise im Oktober 
2014 hatte der damalige serbische Präsident Tomislav Nicolic dem russi-
schen Präsidenten Vladimir Putin mit den Worten „Serbien sieht Russland 
als wichtigsten Verbündeten“ seine Freundschaft bezeugt. 
 
Russland gilt in Serbien noch immer als Beschützer aller slawischen Völker. 
Titos Blockfreiheitspolitik hat dazu geführt, dass der Blick auf die Sowjet-
union im Kalten Krieg in Belgrad weniger belastet ausfallen kann als in den 
Staaten des ehemaligen Warschauer Paktes. Die Kosovo-Frage bleibt bis 
heute ein Stachel im Fleisch der serbischen Politik und belastet Serbiens 
Annäherung an die euro-atlantischen Strukturen. Russlands Präsenz in Bel-
grad schließt politische Stiftungen und Propagandasender ein. Sie geht auf 
die eine bis zum Zerfall des ehemaligen Jugoslawiens in den frühen 1990er-
Jahren zurückreichende enge Durchdringung zurück. 
 
Es entspricht auch den propagandistischen Methoden des Kremls, die mit 
der Bombardierung Serbiens durch die NATO und die Unabhängigkeit des 
Kosovo vorhandenen Ressentiments immer wieder auszuschlachten. Doch 
die seit 2008 erfolgten europäischen Orientierungen des Landes haben mit 
sich gebracht, dass diese russische Propaganda heute nicht mehr in dem 
Maße greifen kann, wie dies noch vor zehn Jahren der Fall gewesen ist. 
Denn das heutige Russlandbild in Serbien trägt nach dem Angriff auf die 
Ukraine zunehmend ambivalente Züge. Einerseits wirkt nach, dass Russland 
über Jahrhunderte hinweg in Serbien als slawische und orthodoxe Bruder-
nation porträtiert wurde. Die Erinnerung an das Luftbombardement der 
NATO im Kosovokrieg, die wirtschaftliche Präsenz Russlands im Land, die 
Verflechtung der post-jugoslawischen Führungsschicht im Militärwissen 
und in der Ministerialbürokratie mit ihren russischen Partnern stehen für 
diesen Teil der Vergangenheit.  

Der Angriff auf die  
Ukraine hat auch dem  
Russlandbild in  
Serbien geschadet 
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Insbesondere mit Blick auf die Energiepolitik wirken sich diese alten Ab-
hängigkeiten auch aktuell noch aus. Fast 100 Prozent der serbischen Erdgas-
importe stammen aus Russland und werden bis heute aus Moskau zu deut-
lich günstigeren Konditionen überlassen. Moskau weiß um dieses „Erbe“ und 
spielt selbst gegenwärtig noch mit den pro-russischen Neigungen Serbiens, 
wenn Außenminister Lavrov im derzeitigen russisch-ukrainischen Konflikt 
wiederholt Belgrad als möglichen Austragungsort für Verhandlungen zu 
positionieren versucht hat. Vucic hat seinerseits immer wieder auch den 
Russen Anlass zur Interpretation gegeben, dass sein um Eigenständigkeit 
bemühter Kurs in Moskau eine Distanzierung von der „westlichen“ Europa-
politik darstellt. 
 
Andererseits hat Serbien gerade in den vergangenen Jahren eine Reihe von 
wirtschaftlichen und technologischen Entwicklungen vollzogen, die mittel- 
und langfristig auf eine strategische Abkehr von Russland hinauslaufen 
werden und durch die gegenwärtigen Entwicklungen weiter verstärkt wer-
den können. Zu den Erfolgsgeheimnissen, die Aleksandar Vucic in die Lage 
versetzt haben, zur uneingeschränkten Nummer eins in der serbischen 
Politik aufzusteigen, zählt die Aura der scheinbaren Äquidistanz zu Moskau 
einerseits, der Gegenmacht zu den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
die auf Grund der NATO-Bombardierung in Serbien 1999 und der Entlas-
sung des Kosovo in die Unabhängigkeit 2008 in der öffentlichen Meinung 
nach wie vor ausgesprochen unpopulär sind. Dies hinderte ihn nicht daran, 
die Beziehungen zur Europäischen Union und insbesondere zu Deutsch-
land, dem weitaus wichtigsten Handelspartner Serbiens, zu vertiefen, und 
sein Land zur Heimat von finanzkräftigen Investoren zu machen, die vor 
allem aus Deutschland und Italien kommen. 
 
Die Ambivalenz der serbischen Außen- und Sicherheitspolitik zeigt sich 
insbesondere in der Verteidigung- und Rüstungspolitik, die noch mehr als 
andere Politikfelder den Drang nach einer größeren Rolle, den Grundsatz 
der möglichst lockeren Bindung und die ausschließliche Orientierung an 
der auf Machtzuwachs und Steigerung des Prestiges ausgerichteten Politik 
von Vucic erkennen lassen. Seit 2014 rüstet Serbien systematisch auf. Früh 
hat die serbische Führung nach Russlands Annexion der Krim die Folgerung 
einer notwendigen Stärkung von Landstreitkräften gezogen. Die serbischen 
Verteidigungsausgaben zwischen 2015 und 2021 sind um 70 Prozent auf 
1,4 Milliarden Dollar per annum gestiegen. Von Russland und Weißrussland 
hat Serbien zehn MIG-29-Jets bekommen, 30 Panzer und bewaffnete Per-
sonenfahrzeuge, zudem hat Serbien von Russland ein Luftabwehrsystem 
erworben. 
  

Die serbische Außen-  
und Sicherheitspolitik  

verrät Vucics Drang  
nach Machtzuwachs. 
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2019 schloss das serbische Verteidigungsministerium einen Kaufvertrag 
über französische Kurzstrecken-Luftverteidigungssysteme vom Typ Mistral 3 
ab.19 Nachdem Präsident Vucic gegenüber der Jerusalem Post 2020 die An-
schaffung israelischer Waffen für die serbischen Streitkräfte ankündigte,20 
sollten die Streitkräfte außerdem SPIKE LR2 Panzerabwehrraketen be-
schaffen.21 Vucic und der türkische Präsident Erdogan einigten sich zudem 
auf die Lieferung von Bayraktar TB2 Drohnen an die serbischen Luftstreit-
kräfte.22 
 
Serbien hat unter anderem sechs chinesische CH-92A-Drohnen beschafft, 
eine kombinierte Kampf- und Aufklärungsdrohne, die lasergesteuerte 
Raketen abfeuern kann. Gleichzeitig hat Serbien seit 2016 konsequent 
Maßnahmen ergriffen, um die nationale Verteidigungsplanung für die inter-
nationalen Beobachter weniger einsehbar zu machen. Mit 28.500 Soldaten 
ist die serbische Armee immer noch deutlich größer als die kroatische. Ser-
bien hat eine strategische Partnerschaft mit China, gute Beziehungen mit 
Russland und strebt – zumindest nominell – den Beitritt zur Europäischen 
Union an. 2007 hat es seine militärische Neutralität erklärt, pflegt jedoch 
im Rahmen der Partnerschaft für den Frieden offizielle Beziehungen zur 
Nordatlantischen Allianz. Die Aufrüstungsbemühungen und die fortgesetz-
ten Nadelstiche gegen Kroatien und andere Nachbarn widersprechen frei-
lich dem Ansatz gutnachbarschaftlicher Beziehungen. 
 
Vucics Mantra, dass ein moderner Staat moderne Streitkräfte benötige, ist 
vor diesem Hintergrund in anderem Licht zu sehen. Im regionalen Vergleich 
jedenfalls übertreffen die serbischen Verteidigungsausgaben und die ser-
bischen Verteidigungsanstrengungen die seiner Nachbarstaaten Albanien, 
Montenegro, Bosnien, Kosovo, Nordmazedonien und auch Kroatien ganz 
erheblich. Die geostrategische Lage Serbiens ist dabei auch dadurch ge-
zeichnet, dass mit Kroatien und Ungarn im Norden, Rumänien und Bulgarien 
im Osten beziehungsweise im Südosten, Nordmazedonien im Süden und 
Montenegro im Westen NATO-Mitgliedsstaaten an seinen Grenzen stehen. 
Die seit Jahren von Vucic gepflegten guten Beziehungen zur NATO sind auch 
vor diesem Hintergrund zu sehen. Zudem entsprechen sie seinem Kalkül. 
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg besuchte Belgrad in den Jahren 2015 
und 2018, Vucic stattete dem NATO-Hauptquartier in Brüssel im Mai 2021 
eine Visite ab. Serbien strebt zwar nach wie vor keine NATO-Mitgliedschaft 
an, trat jedoch 2009 dem Partnership for Peace Programme bei. 
 
Die Kooperation mit der Nordatlantischen Allianz findet im Rahmen von je-
weils zweijährigen Individual Partnership Action Plans (IPAP) statt.23 Die 
serbischen Streitkräfte kooperieren dabei mit der NATO-geführten Kosovo-
Truppe KFOR im Rahmen der mit dem Military Technical Agreement von 

Serbien betreibt  
Aufrüstungspolitik,  
will sich aber dabei  
nicht in die Karten  
schauen lassen. 
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1999 geschaffenen Joint Implementation Commission.24 Im März diesen 
Jahres äußerte Vucic bei einem Festakt zum Gedenken an die Opfer der 
NATO-Luftangriffe auf Jugoslawien 1999, die Beziehungen Serbiens zur 
NATO seien wichtig, da die Allianz als einziger Akteur die Sicherheit der 
Serben im Kosovo garantieren könne.25 
 
Der Präsident bekräftigte beim Wahlkampfauftakt seiner Partei einen Monat 
zuvor jedoch erneut seine Ablehnung einer NATO-Mitgliedschaft Serbiens26 
und bezeichnete wenige Tage darauf die Bemühungen des Kosovo um ein 
beschleunigtes NATO-Beitrittsverfahren als Ergebnis der Arbeit von Lobby-
isten in den USA und der EU, um Druck bei der internationalen Anerken-
nung des Kosovo auszuüben.27 Air Serbia ist heutzutage einer der wenigen 
Fluglinien, die noch regelmäßig Moskau und Sankt Petersburg ansteuern. 
Nach Kriegsbeginn haben die Immobilienanmietungen und Immobilien-
erwerbe durch russische Privat- und Geschäftsleute in Belgrad deutlich 
zugenommen. 
 
Die serbische Politik hat es bislang verstanden, scheinbar unvereinbare 
Positionen miteinander zu verbinden und dabei dafür zu sorgen, dass dies 
seiner wirtschaftspolitischen Entwicklung zugutegekommen ist und das 
einflusspolitische Gewicht des Landes in der Region gestärkt hat. Auffällig 
ist dabei, dass diese politische Agenda den unbefriedigenden Status quo 
auf dem Balkan eher verfestigt hat, jedenfalls den bekenntnishaften Worten 
zu europäischer Solidarität keine Taten gefolgt sind. Es zählt zu den rätsel-
haften Kennzeichen der serbischen Politik, dass einerseits in den vergange-
nen Jahren der Weg ins institutionelle Europa konsequent beschritten wurde, 
dass anderseits aber insbesondere die wirtschaftliche und strategische 
Verbindung zu China und der Türkei als bewusstes Gegengewicht gepflegt 
wurde. Bereits 2014 beschloss der Europäische Rat, die Beitrittsverhand-
lungen mit Serbien spätestens im Januar 2014 aufzunehmen. Vorausgegan-
gen war eine Vereinbarung über die Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen Serbien und dem Kosovo. 
 
Damit sind auch für Serbien die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 
von Kopenhagen vom 21. und 22. Juni 1993 („Kopenhagener Kriterien“) 
maßgeblich. Serbien ist heute fest in die europäische Wirtschaft integriert 
und kann auf ein kontinuierliches Wirtschaftswachstum verweisen. Der 
nationalegoistische Kurs von Vucic kalkuliert konsequent die Ergebnisse 
dieser wirtschaftlichen Verflechtung mit ein. Der Umstand, dass die Bei-
trittsverhandlungen mit Brüssel seit zehn Jahren auf der Stelle treten, und 
die Hervorbringung der Schaukelpolitik zwischen Russland, China und der 
Europäischen Union veranlassen zur Vermutung, dass Vucic gar nicht an 
einem raschen EU-Beitritt gelegen ist.  

Politisch fährt Serbien  
zweigleisig und hält  

sich so alle Wege offen. 
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Die serbische Visumpraxis und deren zögerliche Anpassung an die EU-
Einwanderungspolitik hat diesen Eindruck bestätigt. Die Erfahrungen der 
Corona-Pandemie haben dabei sowohl zu innenpolitischen Belastungs-
proben als auch zu einer um sich greifenden Ernüchterung über die eng 
gezogenen Grenzen europäischer Solidarität geführt. Denn der Corona-Wie-
deraufbaufonds der Europäischen Union hat durch Transferzahlungen ins-
besondere an Griechen und Kroaten dazu beigetragen, dass sich die wirt-
schaftliche und damit auch die politische Kluft zwischen den Mitgliedern 
der Europäischen Union und den Anwärtern weiter vergrößert hat. 
 
All dies bildet den Hintergrund, dass die Tonlage von Vucic gegenüber 
Repräsentanten der Europäischen Union in den beiden zurückliegenden 
Jahren deutlich selbstbewusster und kritischer geworden ist. Beispielhaft 
dafür steht die deutliche Kritik an Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen und dem von ihr verkündeten Exportstopp von medizinischen Gütern. 
Vucic nutzte diese Entscheidung zu einem mit Pathos am 17. März 2020 
verkündeten Kursschwenk der serbischen Politik, der die latente strategi-
sche Annäherung Serbiens an China als neue außenpolitische Richtlinie 
verkündete: „Ursula von der Leyen hat beschlossen, dass wir kein Recht auf 
diese Güter haben. Jetzt ist jedem klar, dass die europäische Solidarität 
nicht existiert. Es war ein schönes Märchen. Der Einzige, der uns jetzt hel-
fen kann, ist die Volksrepublik China. Ich habe einen Brief an Xi Jinping 
geschrieben, ich habe ihn nicht Freund genannt, sondern Bruder, nicht mei-
nen persönlichen Freund, sondern den Freund und Bruder meines Landes. 
Nur China kann uns helfen.“28 
 
In den staatlich gelenkten Medien und auf den Straßen Belgrads waren in 
großen Parolen Aufschriften mit „Danke, Bruder Xi“ ausgebracht. Parallel 
dazu haben Vucic in Belgrad und Dodik in der Republik Srpska unter großer 
Anteilnahme der Öffentlichkeit die mit russischen Iljuschin-Transport-
maschinen bereitgestellten medizinischen Geräte und Desinfektionsmittel 
entgegengenommen. Seit 2016 befindet sich das serbische Stahlwerk Sme-
derevo unter chinesischer Leitung, ebenso wie die Kupferproduktion in Bor. 
Auch die Verwendung von Gesichtserkennungssystemen von Huawei, die 
in China für Überwachungszwecke eingesetzt werden, werden in Belgrad 
neben Überwachungskameras chinesischer Produktion eingesetzt. Der 
Schlussfolgerung, dass Serbien „unter den Augen der EU-Schritt für Schritt 
zu einem Brückenkopf Chinas ausgebaut“ worden sei, kann uneingeschränkt 
zugestimmt werden.29 Zugespitzt formuliert, Belgrad hat sich durch signifi-
kante chinesische Unterstützung kontinuierlich zu einem „Vorposten Pekings 
an der Grenze zur EU“30 entwickelt. 
  

Auch mit seiner  
Einwanderungspolitik  
zeigt Serbien, dass  
es keinen raschen  
EU-Beitritt anstrebt. 
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Vucic agiert seit Beginn des Ukrainekrieges erheblich vorsichtiger. Er 
scheint zu wissen, dass seine Handlungsspielräume heute eingeschränkter 
sind und künftig wohl noch kleiner ausfallen werden. Das jüngst gegenüber 
den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union signalisierte Entgegenkom-
men in der Kosovofrage, auch die Entscheidung, sich bei der jüngsten Ab-
stimmung in den Vereinten Nationen zur Ächtung des russischen Vorgehens 
anlässlich des Jahrestages des Krieges in der Ukraine – wie schon im Jahr 
davor – in der Ukraine an die Seite der anderen 140 verurteilenden Staaten 
zu stellen, darf als ein bewusstes Zugeständnis gegenüber dem Westen 
interpretiert werden, auch wenn es noch keine grundsätzliche Abkehr von 
der traditionell auf Äquidistanz setzenden, opportunistischen Politik des 
breitschultrigen Wassertragens gewertet werden kann. 
 
Bei Vucic mag dabei auch eine Rolle gespielt haben, dass die traumatisie-
rende Erfahrung der 1990er-Jahre, als Serbien gewissermaßen über Nacht 
ohne Verbündete dastand und auf der internationalen Bühne isoliert war, 
sich keinesfalls ein zweites Mal wiederholen dürfe. Seine Wandlungs-
fähigkeit und seine diplomatische Anpassungsfähigkeit machen ihn auf-
geschlossen für diplomatische Volten, solange bei ihm erkennbar ist, dass 
diese der Verwirklichung der von ihm so definierten nationalen Interes-
sen dienen. 
 
Diese Maxime hatte Vucic einst dazu veranlasst, in der Kosovo-Frage weit-
gehend dem Westen entgegenzukommen, wie es in der von der Europäischen 
Union vermittelten Vereinbarung zwischen Kosovo und Serbien zum Aus-
druck gekommen ist. Wie fragil die Lage im Kosovo ist und welche innen-
politischen Rückwirkungen Vucic gewahr sein muss, wurde gerade erst am 
orthodoxen Heiligabend deutlich, als ein aus Serbien stammender junger 
Mann und ein Kind am Freitag, dem 6. Januar 2023, im Südkosovo von 
albanischen Extremisten angeschossen wurden.31 
 
Die Lage der weniger als 100.000 ethnische Serben umfassenden Minder-
heit im Kosovo, wie sie auch in den Spannungen im Zusammenhang mit den 
strangulierenden Maßnahmen der kosovarischen Behörden gegen den ser-
bisch-orthodoxen Patriarchen zum Ausdruck kommt, ist für Vucic umso mehr 
ein Problem, als sich sein Handlungsspielraum vor dem Hintergrund des 
zunehmenden Drucks des Westens, die Kosovo-Frage einer dauerhaften und 
befriedigenden Lösung zuzuführen – dies würde auf eine de facto-Anerken-
nung hinauslaufen – insgesamt sehr einschränkt und dieser Trend sich fort-
setzt. Ein weiter zunehmender Druck des Westens hätte für Vucic vor allem 
weitreichende innenpolitische Auswirkungen. 
  

Vucics Handlungsfreiheit  
hat sich seit dem  

russischen Angriffskrieg  
verkleinert. 
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Diese Analyse erklärt den jüngsten Kursschwenk des serbischen Präsiden-
ten in der Kosovofrage, seine Bereitschaft zu den von der Europäischen 
Union geforderten weitgehenden Zugeständnissen gegenüber dem Kosovo, 
die mit der Politik der von Belgrad gesteuerten Eskalation im Norden des 
Kosovo vor Weihnachten 2022 kontrastiert. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass Vucic noch Ende 2022 die Eskalation gesucht hatte, um der 
Staatengemeinschaft die Sprengkraft der ungelösten Probleme zu illustrie-
ren, nun aber unter dem Druck der gesamtpolitischen Entwicklung – insbe-
sondere infolge des Ukrainekrieges – in der Zwischenzeit sich veranlasst 
sah, wenigstens in der Kosovo-Frage Konzilianz zu signalisieren, um die 
schwinden zu drohende Gewogenheit der Vereinigten Staaten und ihrer 
Verbündeten in der Nordatlantischen Allianz wiederherzustellen und Kom-
pensation für sein punktuelles Wohlverhalten an anderer Stelle anzustre-
ben. 
 
Es ist deshalb nicht davon auszugehen, dass der wachsende internationale 
Druck, eine dauerhafte Lösung für das Kosovo zu finden, von Erfolg gekrönt 
sein wird, zumal der kosovarische Regierungschef Albin Kurti aus der 
scheinbar für ihn günstigen Situation ebenfalls Kapital zu schlagen ver-
sucht. 
 
Die unklare Lage in Montenegro, wo im Zusammenhang mit den im Frühjahr 
2023 stattfindenden Präsidentschafts- und Parlamentswahlen ein politischer 
Erdrutsch sowie damit eine grundlegende Demokratisierung des politischen 
Systems unter Zurückdrängen der serbischen und russischen Einflüsse mög-
lich erscheint, könnte Vucics politischen Spielraum weiter einschränken, 
weil die Signalwirkung eines Machtwechsels in Podgorica für die gesamte 
Region nicht unterschätzt werden darf. 
 
Die enge Bindung an das sich mehr und mehr isolierende Ungarn Victor 
Orbáns, das zusätzlich durch eine Inflationsspirale in seiner wirtschaftli-
chen Kraft stark beeinträchtigt ist, lassen die Prognose zu, dass das System 
Vucic auf mittlere Sicht im Strudel der geopolitischen und innereuropäi-
schen Machtverschiebungen politisch ganz kollabieren könnte. Die acht 
Oppositionsparteien, die sich im Februar 2022 zu einer Vereinbarung für 
ein verantwortliches Serbien zusammengeschlossen haben und sich darin 
zu Solidarität, Rechtsstaatlichkeit, Medienfreiheit und einer verantwortli-
chen Umweltpolitik bekannt haben, mögen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch zu schwach sein, um einen Machtwechsel herbeizuführen. Sie können 
jedoch als Faktor in der parteipolitischen Zusammenarbeit nicht gänzlich 
vernachlässigt werden. 
  

Das System Vucic  
könnte auf mittlere Sicht  
politisch kollabieren. 
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Auf weite Sicht ist die Tendenz erkennbar, dass sich Südosteuropa zuneh-
mend von Russland abwendet und sich insbesondere die traditionellen Ver-
bündeten Russlands – Serbien und Bulgarien – zu einer kritischen Beurtei-
lung des russischen Angriffs auf die Ukraine durchgerungen haben. Dies 
schwächt auch langfristig die bislang von Hin- und Her-Taktieren bestimmte 
serbische Position. Die lange Zeit auch von Vucic in den Raum gestellte 
Sorge, dass sein Land eine Abkehr von Russland mit weitreichenden, auch 
wirtschaftlichen Folgen bezahlen müsse, hat sich in den vergangenen 
Monaten mehr und mehr als eine im Grunde leere Phrase entpuppt. In dem 
Maße, in dem Russland seine strategische Rolle in Europa auf Grund der 
weltpolitischen Schwächung und der wachsenden Abhängigkeit von China 
als dessen Juniorpartner reduzieren wird, wird sich Serbien neu orientieren 
und weiter an den Westen anlehnen. 
 
Diese Erfahrung hat auch der Präsident der Republica Srpska, Dodik, machen 
müssen, der weit über seiner Gewichtsklasse in der internationalen Politik 
durch markantes Auftreten auffällt, insbesondere durch seine rhetorisch 
übersteigerte, bewusst auf Beleidigung setzende Sprache gegenüber dem 
Hohen Repräsentanten für Bosnien-Herzegowina. Wo immer er konnte, hat 
Dodik seine ostentativ zur Schau gestellte herzliche Einvernahme mit Russ-
land zelebriert, dabei insbesondere in den Wochen und Monaten vor dem 
Ausbruch des Ukrainekrieges seine aggressive Rhetorik eingesetzt und 
Sezessionsdrohungen offen ausgesprochen. Es war dabei durchscheinend, 
dass Moskau ihn und andere sezessionistische Claqueure bewusst in spal-
terischer Absicht instrumentalisiert hatte. Am 9. Januar 2022 hatte sich bei 
einer in der Republik Srpska abgehaltenen Parade der paramilitärischen 
Polizei, die gemäß der Verfassung des Landes gar nicht hätte stattfinden 
dürfen, der russische Botschafter noch an der Seite von Milorad Dodik 
gezeigt. Die amerikanische Reaktion folgte auf dem Fuße und führte dazu, 
dass gegen Dodik Sanktionen von Seiten der Vereinigten Staaten verhängt 
worden sind.32 
 
Dodiks Agieren, seine Duldung, Ermutigung und Instrumentalisierung durch 
Serbien sind überhaupt nur vor dem spezifischen Hintergrund der unbewäl-
tigten Probleme aus der in Dayton / Ohio getroffenen Regelung der unge-
lösten Territorialfragen aus dem Kampf um die Nachfolge des ehemaligen 
Jugoslawiens zu verstehen. Die Führung der Republika Srpska hatte zuvor 
angekündigt, sich aus den gesamtstaatlichen Institutionen zurückziehen zu 
wollen. 
 
  

Südosteuropa und  
auch Serbien wenden  

sich zunehmend  
von Russland ab. 
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Auch das Spiel mit den Spaltungsdrohungen der bosnischen Serben unter 
Milorad Dodik zeigt sich aus serbischer Perspektive in der veränderten 
geopolitischen Lage unter neuen Aspekten. Vucic weiß, dass das politische 
Gewicht Dodiks, der zwar aus den jüngsten Wahlen als Sieger hervorgegan-
gen ist, aber in seiner Republika Srpska in seiner Position als Verteidiger des 
Serbentums längst nicht mehr als einzig vernehmbare Stimme der serbischen 
Bevölkerungsgruppe angesehen werden kann, weiter abnehmen wird. Dodiks 
Bemühungen, eine eigene Justiz, ein eigenes Steuersystem und langfristig 
sogar Streitkräfte aufzubauen, kann nur als frontaler Angriff auf die Staat-
lichkeit Bosniens gewertet werden. 
 
Die von Dodik seit Jahren praktizierte Taktik, mit einem Referendum zu 
spielen, das den Menschen in der Republika Srpska das Recht auf das Leben 
in einem eigenen staatlichen Verbund in Aussicht stellt, widerspricht Geist 
und Buchstaben des Daytoner Abkommens und kann vor dem Hintergrund 
der veränderten geopolitischen Lage als politischer Generalangriff auf den 
Status Quo und letztlich als politisches Harakiri gewertet werden. 
 
Die Vereinigten Staaten haben mit ihren Sanktionsentschlüssen des zurück-
liegenden Jahres gegen Milorad Dodik eine rote Linie aufgezeigt. Sie haben 
auch mit Blick auf das künftige innere Gefüge der Föderation Bosnien-
Herzegowina deutlich gemacht, dass die Staatengemeinschaft keine weite-
ren Drohungen gegen Bosniens Staatlichkeit hinnehmen kann. Auf dieser 
Linie liegt auch die umfassende Unterstützung, die die Vereinigten Staaten 
für den Hohen Repräsentanten Christian Schmidt, sein zu neuem Leben 
erwecktes Amt und den kraftvollen Einsatz der „Bonn Powers“ wiederholt 
ausgesprochen haben. 
 
  

Die USA haben Dodik  
mittlerweile durch  
Sanktionen eine rote  
Linie aufgezeigt. 
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Abbildung 8: Die Föderation Bosnien-Herzegowina in ihren drei Entitäten auf der Grundlage  
des Dayton-Vertrages (1995) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Council on Foreign Relations 
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Ungelöste Aufgaben und die Politik der Mächte 



G E O P O L I T I S C H E  M A C H T V E R S C H I E B U N G E N  I M  B A L K A N R A U M  

A K T U E L L E  A N A L Y S E N  9 7   |  43 

Früh zeichnete sich in Bosnien-Herzegowina als zentrales Problem ab, dass 
der wirtschaftliche Wiederaufbau wegen fehlender gemeinsamer politischer 
Strukturen und einer nicht funktionsfähigen öffentlichen Verwaltung nicht 
wirklich in Gang kam. Es war die Tendenz erkennbar, dass politische Parteien 
die wirtschaftlichen Belastungen ebenso wie die Verantwortung für die 
Vertriebenen und Flüchtlinge so weit wie möglich auf die internationale 
Gemeinschaft abwälzen wollten. Als Mindestvoraussetzungen für eine selbst-
tragende Stabilität wurden damals tragfähige politische Organisationsstruk-
turen, ein militärisches Gleichgewicht auf niedrigem Niveau, die Achtung der 
Menschenrechte, gesicherte Eigentumsverhältnisse sowie die Entschädigung 
für Eigentumsverlust und wirtschaftlicher Aufschwung identifiziert. 
 
Politisch, wirtschaftlich und militärisch sind in Bosnien-Herzegowina heute 
noch nicht immer alle Voraussetzungen für stabile und sich selbst tragende 
gesamtstaatliche Strukturen vollzogen. Der serbische Massenexodus hat den 
Großraum Sarajevo zu einer muslimischen Agglomeration werden lassen. 
Die Zahl der Kroaten im muslimisch dominierten Gebiet ist auf ein Drittel 
des Vorkriegsstandes zurückgegangen. Ein Grund hierfür liegt in der Anzie-
hungskraft Kroatiens als Tor zur Europäischen Union und Brücke zum euro-
päischen Binnenmarkt. 
 
Mit dieser demographischen Verschiebung haben auch Elemente des Wahl-
systems mit der weit überproportionalen Begünstigung von lokalen Minder-
heiten ihre Legitimation verloren und jetzt zu einem legislatorischen Eingriff 
des Hohen Repräsentanten gedrängt. Liberalen politischen Kräften fehlen in 
allen drei Sektoren noch immer eine wirkungsvolle politische Organisation 
und allseits anerkannte demokratischen Führungsparteien. 
 
Die zu wählenden gemeinsamen Dachorgane, Präsidium und Parlament, 
haben nur begrenzte Befugnisse. Es obliegt dem Verfassungsgericht zu 
definieren, wie die speziellen parallelen Verhältnisse der Föderation zu 
Kroatien und der Republica Srpska zu Serbien ausgestaltet sind. Bei ent-
scheidenden Themen ist die Zentralregierung gegenwärtig blockiert. Urteile 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, die sich auf eine dis-
kriminierende Behandlung von Kandidaten außerhalb der drei bestimmen-
den Ethnien beziehen, werden ignoriert. Zugleich zeigt ebendiese Recht-
sprechung mangelnde Sensibilität für den komplexen Ausgleich zwischen 
den drei Bevölkerungsgruppen. Die offene Leugnung von Verbrechen, die 
in der Vergangenheit stattgefunden haben, die Verweigerung eines Dialogs 
und die entsprechende Aufarbeitung der eigenen Geschichte haben dazu 
geführt, dass die politische Kultur des Landes und die Fähigkeit, über Fragen 
der Demokratie und Bildung reflektiert partei- und die politischen Lager 
übergreifend zu diskutieren, kaum ausgeprägt sind.  

Bosnien-Herzegowina  
ist heute von selbst- 
tragender Stabilität  
weit entfernt. 
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Die Wahlen vom 2. Oktober 2022 haben den hohen Grad der Desillusionie-
rung offengelegt. Sowohl die niedrige Wahlbeteiligung als auch die Ge-
winne der „Nationalisten“, die künftig das dreiköpfige Staatspräsidium 
stellen werden, und die damit verbundene Absage an reformorientierte 
Kräfte bestätigen die Einschätzungen der Beobachter, dass sich die das 
Land paralysierende Politik fortsetzen wird. Es ist dieses Szenario, das die 
Eingriffe auf Grundlage der Bonn Powers durch den Hohen Repräsentanten 
Christian Schmidt rechtfertigen. Das Land leidet vor allem unter der Ver-
hinderungsallianz zwischen dem Führer der bosnischen Kroaten, Dragan 
Covic, und dem Präsidenten der Republika Srpska, Milorad Dodik. 
 
Kroatien hat mit der Aufnahme in den Schengen-Raum und dem Beitritt zur 
Eurozone wichtige Ziele seiner auf Verfestigung der europäischen Integra-
tion gerichteten Politik erreicht. Kroatien hat in seiner Politik eine enge 
Zusammenarbeit mit der Europäischen Union gesucht, ohne im Westbalkan 
eine exponierte Rolle als Vermittler zu spielen. Kroatien verfügt im Schen-
gen-Raum über die längste Außengrenze und hat mit Blick auf Kaufkraft und 
Attraktivität um seinen Platz im Ranking der Europäischen Union gekämpft, 
ohne den Abwärtstrend stoppen zu können. In der Außenpolitik bleibt Kroa-
tien unter seinen Möglichkeiten. Die von innenpolitischen Fragen dominierte 
Debatte um eine Beteiligung an der Ausbildungsmission der Europäischen 
Mission für ukrainische Soldaten durch die kroatische Armee und das 
Scheitern der Regierungsinitiative stehen als ein Beispiel dafür. In der 
Bosnienfrage laviert Zagreb aus innenpolitischen Motiven vor allem um 
Wählerklientel und begibt sich damit um die Chance, das Gewicht des Lan-
des bei der Suche nach einer konstruktiven Lösung auszuspielen. 
 
Kroatien leidet unter einer mangelnden strategischen Ausrichtung seiner 
Politik, versucht sich durch Abgrenzung vom Westbalkan zu positionieren, 
anstatt den Anspruch durchzusetzen, bei der Lösung der mannigfachen 
Probleme dieser Staatengruppe in der Staatengemeinschaft an führender 
Stelle zu wirken. Das EU-Mitglied Kroatien ist in seiner innenpolitischen Ent-
wicklung ebenso wie in seiner außen- und europapolitischen Orientierung 
auf vielfache Weise mit den Problemen und Perspektiven der Staatengruppe 
des Westbalkans verwoben und versucht auf unterschiedliche Weise, ins-
besondere die Entwicklung Bosnien-Herzegowinas zu beeinflussen. 
 
2017 schuf Kroatien in der Adriatic Trailer Initiative mit Albanien und 
Montenegro eine regionale Abmachung mit dem Ziel der stärkeren trila-
teralen Zusammenarbeit. Im Jahr 2016 hatte Kroatien mit der Ukraine 
eine Arbeitsgruppe gebildet und dabei die Erfahrungen der Krajina ausge-
tauscht.  

Kroatien könnte mehr  
zur Problemlösung im  

Balkanraum beitragen. 
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Dem wirtschaftlichen und kulturellen Gewicht nach könnte Kroatien die 
Führungsnation in der Region sein. Kroatien ist seit über zehn Jahren Mit-
glied der Nordatlantischen Allianz und seit 2013 Mitglied der Europäischen 
Union. Kroatien ist heute indes weit davon entfernt, eine Führungsrolle in der 
Region zu spielen. Die Erschütterungen des kroatischen Parteiensystems, die 
Zunahme euroskeptischer Tendenzen, die Paralyse der SDP und fortgesetzte 
politische und Wirtschaftsskandale, ein offen ausgetragener Machtkampf 
zwischen Regierung und Staatspräsident um den Vorrang in der Außenver-
tretung des Landes haben dazu geführt, dass nach außen der Eindruck völli-
ger Zerstrittenheit entstehen konnte. Dies hat der Konsistenz und Wirksam-
keit der kroatischen Außenpolitik sichtbar geschadet und insbesondere die 
Durchsetzung der Ziele im internationalen Rahmen beeinträchtigt. 
 
Dabei ist in der kroatischen Sicherheitspolitik ein ehrgeiziger Anspruchsrah-
men erkennbar. Kroatien hat in den vergangenen Jahren mit amerikanischer 
Unterstützung heftig aufgerüstet. 2015 und 2016 kaufte das Verteidigungs-
ministerium in Zagreb neben 12 deutschen Panzerhaubitzen 2.000 weitere 
16 Kiowa Warrior Helikopter aus den USA.33 Im Februar 2022 überließen die 
Vereinigten Staaten den kroatischen Streitkräften zwei Black Hawk Trans-
porthubschrauber34, und bereits im Januar kündigte die kroatische Regierung 
den Kauf von 89 Bradley Panzerfahrzeugen für insgesamt 145,3 Millionen 
US-Dollar an.35 Kroatien hat unter anderem Hell-Fire-Raketen von Lockheed 
Martin erworben und mit den Vereinigten Staaten die Modernisierung und 
Aufrüstung von 76 Bradley-Schützenpanzern vereinbart. 
 
2015 hatte Kroatien die Vereinigten Staaten um eine Spende von 16 ameri-
kanischen alt acht Artillerie Raketenwerfer mit 300 Meter Reichweite gebe-
ten, diese aber nicht bekommen, und auch Serbien hatte sich nach Moskau 
wegen Beistands gewandt und von dort das Flugabwehr Raketensystem 
S-300 begehrt. So ambitioniert sich die kroatische Militärpolitik gibt, so 
wenig erscheint die gegenwärtige kroatische Balkanpolitik die größeren 
geopolitischen Machtverschiebungen zu berücksichtigen und zu erkennen, 
wie sehr eine Lösungssuche für Sicherheit, Stabilität, Demokratie und wirt-
schaftliche Prosperität für Bosnien-Herzegowina auch im eigenen Interesse 
liegt und das Gewicht des Landes auch im europäischen Rahmen steigern 
könnte. 
 
Zentrale Weichenstellungen im Zusammenhang mit den Ordnungsfragen im 
postjugoslawischen Raum sind in der Vergangenheit immer wieder von den 
Vereinigten Staaten ausgegangen. Es zählt zu den Lehren der Geschichte, 
dass nur ein kluges, mit den europäischen Partnern konsentiertes Engage-
ment der Vereinigten Staaten den Durchbruch zu Entwicklungen erreichen 
kann, die zu dauerhafter, selbsttragender Sicherheit und Stabilität im Bal- 

Innen- und außen- 
politische Probleme  
hindern Kroatien  
an einer Führungsrolle. 
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kanraum führen. Die Biden-Administration hat die Bosnienfrage spät und 
erst unter dem Eindruck der sich zuspitzenden Konfrontation mit Russland 
als politischen Hauptpunkt erkannt und scheint nun entschlossen, den über 
lange Zeit geduldeten Auflösungstendenzen entgegenzuwirken und die maß-
geblich von den Europäern und der Europäischen Union zu verantwortenden 
Fehler der Bosnienpolitik korrigieren zu wollen. 
 
Schon 2004 war die Verantwortung der NATO-Truppen auf die EU-Operation 
Althea übergegangen, die mit einer Truppenstärke von zunächst 7.000 Mann 
im Jahr 2005 auf 600 zu Beginn dieses Jahres zusammengeschmolzen war. 
Erst mit den jüngsten Schritten hat Amerika das Blatt gewendet. Im Februar 
2022 wurde zunächst eine Aufstockung der EUFOR-Althea-Reservetruppe 
um 500 Mann, die außerhalb Bosnien-Herzegowinas stationiert waren, als 
Verstärkung der bereits im Land befindlichen Kräfte beschlossen. Dies er-
folgte in ausdrücklicher Anerkennung der sich durch die russische Invasion 
in der Ukraine verschlechterten Sicherheitslage und deren möglicher Rück-
wirkung auf die Stabilität des Landes. Sie war auch ein Signal der Ent-
schlossenheit und sollte dem prorussischen Chef der SNSD, Milorad Dodik, 
bedeuten, dass die Staatengemeinschaft eine Sezession der Republik Srpsak 
nicht dulden würde. 
 
Auch das im Juni von den Staats- und Regierungschefs verabschiedete neue 
Strategische Konzept der Nordatlantischen Allianz hat die Sichtweise von 
Russland als Bedrohung der europäischen Sicherheit bekräftigt und damit 
die Voraussetzungen für die Begründung eines weiteren militärischen Auf-
wuchses in Bosnien-Herzegowina. Am 1. November 2022 hat dann der VN-
Sicherheitsrat einstimmig das Mandat der EU-geführten Stabilisierungs-
mission EUFOR Althea in Bosnien-Herzegowina folgerichtig erneuert, das 
die Einhaltung des Friedensabkommens von Dayton überwacht und an der 
sich jetzt wieder 2.000 Soldaten aus mehr als 20 Staaten beteiligen. Die 
von der stellvertretenden russischen VN-Botschafterin, Anna Evstigneeva, 
damals bei der Diskussion im Sicherheitsrat vorgebrachte Argumentation, 
es gebe noch immer keine Erklärung für den ungerechtfertigten Schritt der 
Aufstockung von EUFOR Althea, darf als diplomatische Pflichtübung ange-
sehen werden.36 
 
Die jüngsten russischen Einlassungen im Zusammenhang mit den Entwick-
lungen auf dem Balkan können als weiteres Indiz dafür genommen werden, 
wie sehr die russische Außen- und Sicherheitspolitik durch das kriegsstrate-
gische, politische und moralische Desaster des Ukrainekrieges aus dem Kon-
zept gebracht worden ist und mit dem in der Konsequenz aus den Ereignissen 
noch gar nicht vollumfänglich absehbaren Einflussverlust ringt. Russland 
sucht seine Rolle, und dies gilt insbesondere auch für den Balkan.  

In Bosnien-Herzegowina  
wird aufgrund der  

russischen Bedrohung  
militärisch aufgerüstet. 
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Vor dem hier skizzierten Hintergrund bringt der Blick auf mögliche Ver-
haltensmuster Russlands schwer kalkulierbare Risiken und vorsichtig zu 
nutzende diplomatische Chancen mit sich. Diese werden indes nur dann 
genutzt werden können, wenn es den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und Europa gelingt, eine gemeinsame strategische Antwort für die Lösung 
der Probleme der Region zu finden, Einmütigkeit im Urteil zu demonstrie-
ren und, wo immer nötig, auf eine militärische Absicherung der Perspektive 
für Sicherheit und Stabilität zurückzugreifen. Die ostentative Stärkung der 
politischen Rolle des Hohen Repräsentanten und die Rückendeckung für 
die getroffenen Maßnahmen des auf Auflösung des unbefriedigten Status 
quo setzenden Hohen Repräsentanten Christian Schmidt durch die ame-
rikanische Außen- und Sicherheitspolitik sind vor diesem Hintergrund zu 
sehen. Diese Unterstützung hat auch russische Versuche vereitelt, über eine 
Vetoposition im UN-Sicherheitsrat das Amt des Hohen Repräsentanten und 
der EU-Präsenz zu schwächen sowie in Bosnien-Herzegowina Klientelpolitik 
zu fördern. So haben erst die USA einen grundlegenden Kurswechsel in der 
westlichen Balkanpolitik ermöglicht. 
 
Der amerikanische Außenminister Anthony J. Blinken hat in einem Presse-
statement vom 8. Juni 2021 dieses überragende Interesse der Vereinigten 
Staaten an der Sicherheit und Stabilität für den westlichen Balkan zum Aus-
druck gebracht: „Our commitment of promoting democracy, transparency 
and accountability across the Western Balkans is both unwavering and 
consistent of the standards the countries of the region must meet secure 
their goals of advancing on the European path.“37 Dieses Statement steht 
im Zusammenhand mit dem Erlass einer Executive Order von Präsident 
Biden,38 die darauf ausgerichtet ist, das Sanktionsregime für den westlichen 
Balkan mit Blick auf Korruptionsbekämpfung und die Erleichterung von 
Strafverfolgungsmaßnahmen gegen Einzelpersonen zu verbessern. In einer 
Stellungnahme vom 27. August 202139 haben die Vereinigten Staaten ihr 
Bekenntnis zu einer vollständigen Integration Bosnien-Herzegowinas in die 
westlichen Institutionen bekräftigt, da sie dies als eine Voraussetzung für 
eine dauerhaft tragende Stabilität des westlichen Balkans erkennen. 
 
Dies eröffnet dem Hohen Repräsentanten weitere Spielräume und gibt, zu-
sammen mit seinem engagierten Einsatz für eine echte europäische Option 
des Landes, wie sie die Gewährung des Status des Beitrittskandidaten 
eröffnet, die Chance für einen echten Neuanfang Bosnien-Herzegowinas. 
Auch ermöglicht sie eine Auflösung des quälenden Stillstands, der viel zu 
lange das Land paralysiert, die Perspektive für engagierte junge Menschen 
verstellt und die Gefahr einer Dekomposition hin zu einem vollständigen 
staatlichen Zerfall eingeschlossen hat. Es wird allerdings weiterhin maß-
geblich auf die amerikanische Haltung ankommen, um die verfassungs- 

Eine Lösung zur  
Befriedung der  
Region gibt es nur  
gemeinsam mit Europa  
und den USA. 
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rechtlichen und politischen Voraussetzungen zu schaffen, damit der frustrie-
rende Trend der Abwanderung und die Spirale der Hoffnungslosigkeit im 
Land überwunden werden können. 
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Die nachfolgenden Empfehlungen erfolgen vor dem Hintergrund der geo-
politischen Verschiebungen der Gegenwart und der Annahme, dass die 
europäische Sicherheitsarchitektur auf absehbare Zeit von einem konfron-
tativen Grundszenario und den nachhaltigen Bemühungen um Einhegung 
Russlands geprägt sein wird. 
 
Mit der Verleihung des Status eines Beitrittskandidaten an Bosnien-Herze-
gowina ist Bewegung in die über sehr lange Zeit festgefahrene Situation 
gekommen. Die Lösung der Bosnienfrage, Versöhnung als Voraussetzung 
für innerstaatliche Konsolidierung, bleibt die entscheidende Voraussetzung, 
damit der Westbalkan insgesamt an Handlungsfähigkeit gewinnt und im 
europäischen Bewusstsein weiter von der Peripherie ins Zentrum des 
Kontinents rücken kann. Die Verwirklichung des politischen Ziels der Über-
führung der Staaten des Westbalkans in die euro-atlantischen Strukturen 
hängt ganz wesentlich davon ab, ob es gelingt, eine innere demokratische 
Festigung dieser Staaten zu erreichen und die Verbreiterung der demo-
kratischen Kultur in den jeweiligen Ländern durch Aufarbeitung der eige-
nen Geschichte und durch Stärkung der zivilgesellschaftlichen Elemente 
entscheidend zu fördern. 
 
Es bleibt das vorrangige Ziel der Staatengemeinschaft, den fortschreitenden 
Destabilisierungstendenzen mit seinen über Bosnien hinausreichenden und 
kaum kalkulierbaren Konsequenzen entschieden entgegenzutreten und 
den Einfluss der Großmächte China und Russland auf dem Balkan zurück-
zudrängen. Das wird am ehesten gelingen, wenn in der Analyse und in 
den Lösungsvorschlägen ein Schulterschluss zwischen den europäischen 
Akteuren und den Vereinigten Staaten von Nordamerika gesucht wird, die 
geopolitischen Herausforderungen der Region in ihrem Zusammenspiel 
zwischen Innenpolitik und Außenpolitik analysiert und ihnen konsequent 
begegnet werden kann. 
 
Dies bringt es mit sich, insbesondere Fragen, wie sie mit dem Agieren Russ-
lands, Chinas und der Türkei verbunden werden können und die sich auf 
den außenpolitischen Kurs der Staaten des Westbalkans auswirken, konse-
quent zu analysieren, bei der Suche nach Lösungen einzubeziehen und das 
Instrumentarium der Europäischen Union mit Blick auf die zielgerichtete 
Verwirklichung von Reformen zu überarbeiten. Vor dem Hintergrund des 
großen Engagements Deutschlands auf dem Balkan in den 1990er-Jahren, 
einem Einsatz, der ganz wesentlich zur Stärkung der internationalen Rolle 

Fazit und Empfehlungen 

Bosnien-Herzegowinas  
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Deutschlands beigetragen hat, mit Blick auf das gewachsene strategische 
Gewicht des Landes und das überragende Interesse an Sicherheit und Stabi-
lität in Gesamteuropa ist eine Konzentration der diplomatischen Bemühun-
gen Deutschlands mit dem Ziel der Lösung der heute noch offenen Balkan-
probleme nachdrücklich angezeigt. 
 
Aufgrund der geostrategischen Bedeutung und der Signalwirkung der Lösung 
des Bosnien-Problems für die regionale Sicherheit erscheint eine Schwer-
punktsetzung auf Intensivierung der Bemühungen um nationale Aussöhnung 
in Bosnien-Herzegowina angeraten. Dies wird umso besser gelingen, als eine 
realistische Einschätzung der serbischen Ambitionen und eine Intensivie-
rung der diplomatischen Kontakte nach Serbien die Voraussetzung für die 
Erreichung des erstgenannten Ziels wesentlich befördern können. 
 
Bei allen Aktivitäten in der Region muss klar sein, dass die Ziele umso 
eher erreicht werden können, wenn Einvernehmen unter den wesentlichen 
europäischen Partnern hergestellt werden und die Europäische Union zu 
noch stärkerem strategischem Handeln bewegt werden kann. Zu einer scho-
nungslosen Analyse gehört, dass trotz aller Bemühungen um Einvernehmen 
heute noch immer unterschiedliche Akzente, Zugänge und Motive in der 
Balkanpolitik in den europäischen Hauptstädten vorherrschen. Dies betrifft 
insbesondere Berlin und Paris. Gerade deshalb ist eine enge und kontinu-
ierliche Abstimmung mit Paris angeraten. Dabei ist zu beachten, dass in den 
vergangenen Monaten in zutreffender Analyse der historisch begründeten 
Defizite der französischen Außen- und Sicherheitspolitik der Quai d’Orsay 
seine Bemühungen um Präsenz in der Region verstärkt hat. 
 
Ein gezieltes Engagement auf dem Balkan erfordert von Deutschland auch 
die Intensivierung der diplomatischen Absprachen mit Ungarn. Ungarn 
nimmt traditionell eine Sonderrolle aufgrund seiner ausgeprägten bilate-
ralen Angewiesenheit auf russische Gaslieferungen und seiner Ambitionen 
als Gestaltungsmacht im Karpatenbecken ein und ist in der Vergangenheit 
wiederholt aus der Solidarität innerhalb der europäischen Länder aus-
geschert. Vor dem Hintergrund des abnehmenden strategischen Gewichts 
Ungarns als Konsequenz des fortdauernden Ukrainekriegs ist davon auszu-
gehen, dass Premierminister Orbán seine Balkankarte als eine der letzten 
ihm verbleibenden aktiven Trümpfe weiter konsequent und maßgeblich 
unter Verfolgung eigener Interessen ausspielen wird. 
 
  

In der EU gibt  
immer noch keine  
einheitliche Linie  
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Balkanpolitik. 
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Mit Blick auf die künftige Politik von Nordatlantischer Allianz, Europäischer 
Union und die Staatengemeinschaft wird insbesondere empfohlen: 
 
∙ der wachsenden strategischen Schlüsselbedeutung der Region gerecht 

zu werden und sie noch stärker zum Gegenstand einer gestaltenden 
deutschen und europäischen Außen- und Sicherheitspolitik zu machen 
und insbesondere die Europäischen Union weiter konsequent für die 
strategische Gestaltung in der Balkanregion zu befähigen, um im Falle 
einer politischen Neuordnung in der Region die europäisch-atlantischen 
Weichenstellungen entsprechend begünstigen zu können. Damit wäre die 
weitere Annäherung der Region ermöglicht, die europäisch-atlantischen 
Strukturen zu unterstützen und zugleich die geopolitischen Einflussver-
suche Russlands und Chinas weiter zurückzudrängen. 

 
∙ die Bemühungen um Stabilisierung und Stärkung der demokratischen 

Strukturen und Prozesse in Bosnien-Herzegowina und den anderen 
Staaten des westlichen Balkans konsequent zu stärken und dabei Fragen 
des zivilgesellschaftlichen Dialogs und der Stärkung der demokratischen 
Strukturen sowie der Rechtsstaatlichkeit ins Zentrum der Förderpro-
grammatik der Europäischen Union zu stellen und die Verhandlungen 
zwischen der Europäischen Union und den einzelnen Beitrittskandida-
ten so zu gestalten, dass die Anreize in den einzelnen Ländern für echte 
Reformen steigen und zum Gegenstand eines überprüfbaren Vergleichs 
werden. 

 
∙ den sicherheitspolitischen Dialog in der Region zielgerichtet auszubauen 

und in der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit konsequent auf Sta-
bilitätstransfer zu setzen, den Prozess der Streitkräftereformen konse-
quent zu stärken und mit Blick auf die Bedürfnisse regionaler Sicherheit 
inhaltliche Vorschläge zur Neuordnung der Nato-Partnerschaftspolitik 
zu entwerfen. 
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